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1. Umweltschutz 

2. Rationelle Verwendung der Energie 

3. Die wissenschaftliche und technische Forschung 
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5. Die Beziehungen zwischen Ausfuhr- und Einfuhrländern 
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1. Erdöl 
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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
8. November 1972 - 1/4 (IV/ 1 ) - 680 70 - E - Ko 10/72: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. Oktober 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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I. Einleitung 

1. Die Kommission hat den anderen Organen und 
Institutionen der Europäischen Gemeinschaften 
sowie der interessierten öffentlichen Meinung 
am 18. Dezember 1968 die „Erste Orientierung 
für eine gemeinschaftliche Energiepolitik“ vor- 
gelegt. Sie hat damit einen auch weiterhin gül- 
tigen Bezugsrahmen für ihre energiepolitischen 
Aktivitäten geschaffen. 

In der seither zurückgelegten Zeit sind - trotz 
aller Schwierigkeiten - die Arbeiten an einer 
schrittweisen Realisierung der gemeinschaft- 
lichen Energiepolitik aufgenommen worden. Die 
Zusammenarbeit mit Parlament, Rat und den be- 
ratenden Organen der Gemeinschaft sowie die 
permanente Diskussion mit allen interessierten 
Kreisen aus Wirtschaft und Gesellschaft haben 
die erzielten Fortschritte ermöglicht. Diese Fort- 
schritte haben sich in konkreten Entscheidungen 
des Ministerrats niedergeschlagen. Gleichzeitig 
sind vielfältige Verfahren der Information und 
Konsultation entwickelt worden, die auf ebenso 
wirksame Weise die notwendige Beherrschung 
der energiewirtschaftlichen Entwicklung erleich- 
tert haben. 

2. Seit 1969 hat sich jedoch auch die energiepoiiti- 
sche Szenerie nicht unwesentlich verändert. Als 
einige Hauptpositionen vielfältiger Tendenzver- 
änderungen seien hier nur genannt: 

— Die sich wandelnde Haltung der Energie ex- 
portierenden Länder, was in dem Abkommen 
von Teheran und Tripolis Anfang 1970 eine 
deutliche Bestätigung erfahren hat; 

— die in allen Industriestaaten einsetzende Dis- 
kussion über eine verbesserte Qualität des 
Lebens, die in den Bemühungen um einen aus- 
reichenden Umweltschutz eine erste, wertvol- 
le Konkretisierung zeitigt; 

— die eindeutige Herausbildung eines Verkäu- 
fermarktes für die meisten Energieerzeug- 
nisse, die zu veränderten Kosten- und Preis- 
überlegungen bei allen Beteiligten geführt 
hat; 

— die unmittelbar bevorstehende Erweiterung 
der Gemeinschaft, die zu einer Entwicklung 
der energiewirtschaftlichen Gegebenheiten 
führt und zu einer Anpassung der energie- 
politischen Überlegungen zwingt; 

— die Ausarbeitung und schnelle Inkraftsetzung 
einer Versorgungsstrategie die im übrigen in 
engem Zusammenhang mit der Außenpolitik 
der betreffenden Länder steht, in den großen 
Verbrauchsregionen außerhalb der Gemein- 
schaft. 


3. Auch in den anderen Industrienationen ist eine 
lebhafte Diskussion über die allgemein als vor- 
dringlich erachtete langfristige Deckung des Ener- 
giebedarfs in Gang gekommen. Sowohl in den 
USA und Japan als auch in Osteuropa sind dar- 
aufhin Entscheidungen getroffen worden, denen 
die Gemeinschaft so oder so wird Rechnung tra- 
gen müssen. Die Probleme der Energieversorgung 
sind heute in so starkem Maße in weltweitem 
Zusammenhang zu sehen, daß nationale Lösungs- 
versuche von vornherein zum Scheitern verurteilt 
scheinen. Aber auch Gemeinschaftsentscheidun- 
gen bedürfen, um unser Eigeninteresse wirksam 
vertreten zu können, der permanenten Rück- 
sichtnahme auf das, was in den Drittländern ge- 
schieht. 

4. Eine Analyse der vorstehend skizzierten Fakto- 
ren, die ebensosehr die jüngere Vergangenheit 
beherrscht haben, wie sie für die Entwicklung der 
nächsten Jahre dominierend sein werden, führt 
zunächst zu einer bemerkenswerten Bestätigung 
der in der „Ersten Orientierung" entwickelten 
Grundthesen. 

Andererseits müssen aber Tendenzveränderun- 
gen in der Energiewirtschaft Akzentverschiebun- 
gen in der Energiepolitik zur Folge haben. Inso- 
fern bedarf die „Erste Orientierung" der Aktua- 
lisierung und Ergänzung. 

5. Zunächst sollte klar gesehen werden, daß die Prä- 
senz der öffentlichen Hand auf dem Energiemarkt 
der Gemeinschaft tendenziell zu verstärken ist, 
was indessen nicht dazu führen darf, daß die Ein- 
heit des Marktes gefährdet wird. Die wachsende 
Marktmacht einiger Unternehmen sowie die im 
Energiebereich verbreitet feststellbaren Tenden- 
zen zur horizontalen und vertikalen Integration 
zwingen die Kommission zu erhöhter Aufmerk- 
samkeit, da eine ausgeglichene und wettbewerbs- 
fördernde Industriestruktur nach wie vor im In- 
teresse einer großen Verbraucherregion liegt, wie 
die Gemeinschaft sie darstellt. 

Auch das Kernproblem ausreichender Investitio- 
nen im Energiesektor kann nicht ausschließlich 
durch das Spiel der Marktkräfte gelöst werden. 
Dies gilt gleichermaßen für die Modalitäten der 
Sicherung des ungeheuren Kapitalbedarfs (und 
damit unter anderem für die Preisgestaltung bei 
den verschiedenen Energieerzeugnissen) wie für 
das zunehmend schwieriger werdende Problem 
der Standortplanung von Großanlagen der Ener- 
gieerzeugung, -Verarbeitung und -Verteilung. 

Auch das Ziel eines besseren Schutzes der Um- 
welt wird die öffentliche Hand auf nationaler und 
Gemeinschaftsebene zu verstärkten Eingriffen in 
das Marktgeschehen veranlassen müssen, sei es 
über gesetzliche Normierungen oder über steuer- 
liche Maßnahmen. Gerade in diesem Bereich 
wird es jedoch sehr darauf ankommen, theore- 
tische Konzeptionen zu vermeiden, um in Zusam- 
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menarbeit mit allen Interessierten die Ziele einer 
ausreichenden Energieversorgung und bestmög- 
licher Umweltbedingungen gleichzeitig anzustre- 
ben. 

6. Auf der anderen Seite wird es für die Gemein- 
schaft stärker als bisher darum gehen müssen, 
bei der Ausgestaltung ihrer außenhandeis-, 
außenwirtschafts- und kooperationspolitischen 
Bemühungen dem Tatbestand einer verstärkt 
fortbestehenden Importabhängigkeit bei Energie 
Rechnung zu tragen. Hier geht es in erster Linie 
zwar um das Problem der Versorgung insbeson- 
dere mit Kohlenwasserstoffen und Uran, verges- 
sen werden sollte jedoch nicht der damit verbun- 
dene Kapitaltransfer, der durch seinen Umfang 
die Zahlungsbilanzen Westeuropas sowie die zu- 
künftige Entwicklung unseres Kapitalmarktes er- 
heblich beeinflussen kann. 

Grundsatz der nach außen gerichteten Be- 
mühungen der Gemeinschaft sollte sein: Ein 
Maximum an geregelten Beziehungen sowie ein 
Optimum an Zusammenarbeit mit allen Staaten 
und Regionen, die daran interessiert sind. Dabei 
kann es nur darum gehen, durch eine partner- 
schaftliche und verantwortliche Zusammenarbeit 
ein Klima zu schaffen, das für bestehende wirt- 
schaftliche Aktivitäten einen gesicherten Rahmen 
schafft und gleichzeitig neue ökonomische Initia- 
tiven zuläßt und fördert. 

7. Auch auf diesem politischen Hintergrund sind 
die Perspektiven für die Entwicklung des Primär- 
energiebedarfs, das Zweite Hinweisende Pro- 
gramm Kernenergie sowie die Mittelfristigen 
Vorausschauen und Orientierungen für den Mine- 
ralöl- und den Gassektor zu sehen, die - bereits 
in der „Ersten Orientierung" vorgesehen - nun- 
mehr vorgelegt werden können. Sie werden eine 
wesentliche Grundlage für die fortschreitende 
Realisierung einer gemeinschaftlichen Energie- 
politik bilden. 

Die Vorschauen und Orientierungen sind im 
allgemeinen auf den Zeitraum bis 1985 bezogen. 
Sie können deshalb nicht all diejenigen Ver- 
änderungen berücksichtigen, die auftreten und 
möglicherweise bereits innerhalb der Referenz- 
periode wichtige Auswirkungen haben werden. 
Andererseits bringen es die Eigentümlichkeiten 
des Energiesektors und insbesondere die mittel- 
fristig vorgegebene Struktur der Investitionen 
mit sich, daß laufend Entscheidungen getroffen 
werden müssen, deren Auswirkungen auf die 
ökonomische und soziale Entwicklung oft erst 
nach mehr als einem Jahrzehnt sichtbar werden, 
zu einem Zeitpunkt also, den die voraus- 
schauende Analyse nicht präzise erfassen kann. 

8. Diese spezifischen Schwierigkeiten hatten lange 
Zeit zur politischen Abstinenz im Energiesektor 
geführt. Die Unzulänglichkeit einer derartigen 
Haltung ist mittlerweile überall klar erkannt. 


Es wäre aber auch unverantwortlich, unter Hin- 
weis auf die langfristigen Risiken eines expo- 
nentiellen Wachstums Notwendigkeiten und 
Möglichkeiten einer mittelfristig ausgerichteten 
Energiepolitik zu bestreiten. Nur eine derartige 
Politik vermag einen Beitrag zu einer Strategie 
des ausgeglichenen Wachstums, der Verbesse- 
rung der Umweltbedingungen und des techno- 
logischen Fortschritts zu leisten. 

9. Auf diesem Hintergrund legt die Kommission 
dem Rat, den anderen Institutionen und Organen 
der Europäischen Gemeinschaften sowie der in- 
teressierten öffentlichen Meinung die nach- 
folgende Mitteilung sowie das Dokument „Pro- 
bleme und Mittel der Energiepolitik für den Zeit- 
raum 1975/1985" vor. Die Kommission wird den 
Rat - unbeschadet der besonderen Zuständigkeit, 
die ihr nach den Verträgen zufällt - nach und 
nach mit Einzelvorschlägen befassen, wie sie in 
dieser Mitteilung empfohlen werden bzw. schon 
in der „Ersten Orientierung", die die Grundlage 
der gemeinschaftlichen Energiepolitik bleibt, 
vorgesehen sind. Die vorbereitenden Arbeiten 
für einige dieser Vorschläge sind bereits aufge- 
nommen bzw. abgeschlossen; diese werden dem 
Rat in Kürze vorgelegt werden. 

Die Kommission hofft, daß so auch nach der Er- 
weiterung der Gemeinschaft die Realisierung der 
gemeinschaftlichen Energiepolitik, d. h. im we- 
sentlichen einer Versorgungspolitik, zügig wei- 
tergehen wird. Diese Bemühung muß die gemein- 
same Festlegung einer Versorgungsstrategie 
und aller dazu erforderlichen gemeinschaftlichen 
Instrumente erfassen. 

Die Konferenz der Staats- und Regierungschefs 
könnte nach Überzeugung der Komission hierzu 
wesentliche Impulse geben. 


II. Vorschläge allgemeinen Charakters 

Für die Gemeinschaft liegt das wesentliche Problem 
im Energiebereich in der Sicherstellung einer regel- 
mäßigen und stabilen Versorgung, die sowohl 
mengen- wie qualitätsmäßig den Ansprüchen ent- 
spricht. Dieses Anliegen wird auch in Zukunft auf 
mittlere und lange Sicht an erster Stelle stehen. 

Die Gemeinschaft findet auf ihrem Territorium nur 
einen bescheidenen Teil der Energiemengen, die sie 
verbraucht, und ist nur wenig an der Ausbeutung 
der anderen Weltenergievorkommen beteiligt. Ihre 
Versorgung hängt daher sehr wesentlich von Liefe- 
rungen aus Drittländern und damit vom Weltmarkt 
ab. 

Während die Welt in den Jahren 1960 bis 1970 
einen relativen Überfluß an Energie erlebte, wird 
der Markt in Zukunft eher schwierigeren Bedingun- 
gen unterworfen sein, was zu bestimmten Augen- 
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blicken und an gewissen Stellen zu sehr lebhaften 
Spannungen führen könnte. Während verschiedene 
Energieträger seit langem spezifischen Verwen- 
dungszwecken Vorbehalten waren, ist es nun außer- 
dem wahrscheinlich, daß in nächster Zeit die tech- 
nisch-wirtschaftlichen Bedingungen eine Beschleuni- 
gung der Substitutionsvorgänge zwischen verschie- 
denen Energieträgern begünstigen werden. Dieses 
Phänomen wird auch in weltweitem Rahmen deut- 
lich werden, wo man Zeuge von Neuorientierungen 
und sogar plötzlichen Umwälzungen in den Ver- 
sorgungsströmen werden wird. 

Der Energiemarkt - sowohl in der Gemeinschaft wie 
weltweit - wird daher Unsicherheiten aufweisen, 
die größer sind als in der Vergangenheit. Die 
schwierigste Periode dürften die nächsten zehn oder 
fünfzehn Jahre sein. So wird insbesondere der zu- 
sätzliche Erdöleinfuhrbedarf der drei großen Ver- 
brauchsgebiete USA, Japan und Westeuropa im 
Jahre 1980 im Vergleich zu 1970 1300 Millionen t 
erreichen, eine Zahl, die so hoch ist, daß man sich 
unweigerlich die Frage stellt, ob und wie die vor- 
handenen geologischen Vorkommen ausreichend 
schnell entdeckt und in Produktion genommen wer- 
den können. 

Für die Gemeinschaft wird die Abhängigkeit von 
außergemeinschaftlichen Energiequellen in den 
nächsten Jahren weiter zunehmen. Die Mineralölein- 
fuhren insbesondere werden im Jahre 1985 unge- 
fähr 900 Millionen t ausmachen und 65 v. H. des 
Gesamtbedarfs decken. 

Auf kurze Sicht dürfte sich diese Situation kaum 
verbessern lassen. Doch könnte eine Erhöhung der 
Einfuhren von Erdgas und Kohle aus Drittländern, 
verbunden mit einer gewissen Beschleunigung des 
Einsatzes der Kernenergie, ab 1980 eine Senkung 
des Erdölbedarfs der Gemeinschaft um ungefähr 
5 v. H. ermöglichen; wenn sich andere größere Erd- 
ölverbraucher zu einem ähnlichen Vorgehen ent- 
schließen würden, könnte sich für den Weltmarkt 
eine größere Flexibilität ergeben. Später, und vor 
allem, wenn man sich eindeutig für die Entwicklung 
der Kernenergie entscheidet, könnte der Rückgang 
des Erdölbedarfs deutlich höhere Werte erreichen 
und schnell weiter zunehmen. 

Eine derartige Strategie mit der Zielrichtung, die 
Erdölabhängigkeit zu verringern, könnte indessen 
die Flexibilität der anderen Energieträger, für die 
dann eine erhöhte Nachfrage bestehen würde, ein- 
schränken. Doch unterliegen diese Energien anderen 
Angebotsbedingungen als das Erdöl, und wenn auch 
die Einfuhr von Kohle und Erdgas nicht die Einfuhr- 
abhängigkeit als solche reduziert, so wird diese 
doch in günstigem Sinne modifiziert. Was die Kern- 
energie anlangt, so machen ihre Charakteristiken 
hinsichtlich Versorgungssicherheit und Preis jede 
auch nur mögliche Beschleunigung ihrer Entwicklung 
wünschenswert. So wird es im wesentlichen der 
Kernenergie zu verdanken sein, wenn der Anteil 
der Einfuhren, die zwar absolut gesehen zumindest 


bis zum Ende des Jahrhunderts noch weiter an- 
steigen werden, ab 1980/1985 eine obere Grenze 
erreichen könnte. 

Die Energieversorgung der Gemeinschaft wird da- 
her einer Entwicklung unterworfen sein, die wegen 
der Risiken und Unsicherheiten eine sorgsame Über- 
wachung und gegebenenfalls eine Orientierung auf 
Gemeinschaftsebene erfordert. 

Die Kommission wird die Vorausschauen und Orien- 
tierungen, die die „Erste Orientierung" angekündigt 
hat, laufend fortschreiben und dabei vervollstän- 
digen, vertiefen und den Gegebenheiten der erwei- 
terten Gemeinschaft anpassen. 

Sie wird des weiteren die Informationsmittel, über 
die sie verfügt, durch direktere und engere Be- 
ziehungen zu den interessierten Kreisen innerhalb 
und außerhalb der Gemeinschaft für die verschiede- 
nen Energiequellen ausbauen mit dem Ziel, die Ent- 
deckung der Phänomene und Probleme zu beschleu- 
nigen und die Information darüber zu verbessern. 

In letzter Zeit hat die öffentliche Hand einen zu- 
nehmenden Einfluß auf die Tätigkeiten des Energie- 
sektors genommen. Zu den bestehenden steuer- 
lichen Vorschriften, zu den direkten oder indirek- 
ten Interventionen, die sich aus dem Interesse der 
Verbraucherländer an diesem Sektor ergeben, 
kommt nunmehr in den Ausfuhrländern eine zu- 
nehmende Besitzergreifung im Wege der Beteili- 
gung oder der Verstaatlichung hinzu. 

Auf dem Energiesektor begegnet man in der Ge- 
meinschaft in erster Linie öffentlichen Unternehmen 
und großen Gesellschaften internationalen Zu- 
schnitts, deren Kapital ganz oder teilweise in pri- 
vater Hand ist und deren Entscheidungszentren 
meist nicht in der Gemeinschaft liegen. 

Außerdem haben einige große Gesellschaften seit 
einiger Zeit ihre Aktivitäten ausgeweitet: ursprüng- 
lich im wesentlichen auf dem Mineralölsektor tätig, 
wandten sie sich der Ausbeutung von Erdgas zu; 
gleichzeitig interessieren sie sich für Kohleminen 
und die Atomindustrien. Einige Unternehmen treten 
daher jetzt als „Energiegesellschaften" auf. 

Diese Ausweitung der Aktivitäten bringt natürlich 
eine Zunahme ihres Einflusses und ihrer Verant- 
wortung mit sich, und es stellt sich die Frage, ob 
die Art und Weise, in der sie den Wettbewerb zwi- 
schen den verschiedenen Energiequellen regeln, 
wirklich dem allgemeinen Interesse soweit wie mög- 
lich entspricht. Die Energieunternehmen sind näm- 
lich gleichzeitig gigantisch und wenig zahlreich, und 
das zunehmende Eingreifen der öffentlichen Hand 
verändert dieses oligopolitische Schema immer 
mehr. Die treibende Kraft des Privatinteresses wird 
daher in Zukunft nur noch in sehr eingeschränktem 
Umfang zur Wirkung kommen können, in einem 
Rahmen, in dem es seine Rolle als Regulierungsfak- 
tor nicht mehr wie in der Vergangenheit spielen 
kann. 
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Die Kommission ist der Auffassung, daß die Ge- 
meinschaft über die Überwachung der Wettbewerbs- 
bedingungen hinaus in der Lage sein muß, unter 
Berücksichtigung der entsprechenden Bestimmungen 
der Verträge gegebenenfalls die Bedingungen der 
Wettbewerbsfähigkeit zu beeinflussen. 

Die Kommission hat ein Inventar der Vorschriften 
der Mitgliedstaaten für die Mineralölpreisbildung 
ausgearbeitet, was es ermöglichen wird, eventuelle 
Verzerrungen festzustellen und Abhilfe zu schaffen. 
Sie wird entsprechende Inventare für die anderen 
Energieformen erstellen. Sie hat andererseits ein 
Verfahren zur regelmäßigen Einholung von Infor- 
mationen über die für die verschiedenen Energie- 
formen tatsächlich angewendeten Preise entwickelt, 
das sich auf die freiwillige Mitarbeit von Unter- 
nehmen in den verschiedenen Stadien der Produk- 
tion, der Vermarktung und des Verbrauchs gründet. 

Das Durchschreiten der für die nächsten Jahre zu 
erwartenden schwierigen Periode und die Suche 
nach längerfristigen Lösungen werden sehr umfang- 
reiche Investitionen erforderlich machen. Die Ver- 
fügbarkeit sehr großer Kapitalmengen ist daher eine 
grundlegende Bedingung für eine erfolgreiche 
Energieversorgungspolitik. 

Die Kommission unterstreicht das besondere Inter- 
esse, das für die Energieversorgung der Gemein- 
schaft die Annahme der Rechtsform der „Europäi- 
schen Gesellschaft' 1 J ) sowie der Vorschläge betref- 
fend die Anwendung des Statuts des Gemeinsamen 
Unternehmens 2 ) 3 ) bietet, die einen geeigneten 
Rahmen für die unerläßlichen Umgruppierungen der 
Tätigkeiten abgeben würden. Sie weist in diesem 
Zusammenhang nochmals auf die Dringlichkeit einer 
günstigen Entscheidung über diese Vorschläge hin. 

# -:i- 

Unabhängig von diesen allgemeinen Überlegungen 
sind verschiedene Elemente der Entwicklung Anlaß 
zu besonderen Besorgnissen und erfordern ent- 
sprechende energiepolitische Maßnahmen. 

1. Umweltschutz 

Die Sorge um eine Verbesserung der Qualität 
unseres Daseins äußert sich für den Energiesektor in 
der Beachtung, die den Problemen der Verschmut- 
zung und des Umweltschutzes entgegengebracht 
wird. Wenn daher die „Erste Orientierung" deut- 
lich machte, daß eine sichere Energie gleichzeitig 
auch eine preisgünstige Energie ist, so stellt man 
jetzt fest, daß die Energiequellen, die diesen Eigen- 
schaften am besten entsprechen - nämlich das Erd- 
gas und die Kernenergie - auch die geringste Be- 
drohung der Umwelt mit sich bringen. 

Aber auch in der unmittelbaren Gegenwart ergeben 
sich Probleme, insbesondere hinsichtlich der Luft- 
verschmutzung durch Schwefelverbindungen und 


Emissionen der Kraftfahrzeuge, hinsichtlich der in 
verschiedenen Wasserläufen oder Seen durch die 
Kühlwasserzuführung von Kraftwerken bewirkten 
Erhöhung der Temperaturen, hinsichtlich der Sicher- 
heit von Kernenergieanlagen sowie hinsichtlich der 
Lagerung radioaktiver Abfälle. 

Die Lösung dieser vorrangigen Probleme - unter 
Berücksichtigung der erforderlichen Harmonisierung 
der von den Mitgliedstaaten ergriffenen oder zu 
ergreifenden Maßnahmen - muß sich in den Gesamt- 
rahmen von Aktionen einfügen, die die Kommission 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes in den in ihrer 
Mitteilung an den Rat vom 22. März 1972 4 ) definier- 
ten Prinzipien und Vorschlägen niedergelegt hat. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(1) - über Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

und aufgrund konzertierten Vorgehens auf 
Gemeinschaftsebene baldmöglich Lösungen 
für folgende spezifische Probleme auf dem 
Gebiet der Beeinträchtigung der Umwelt zu 
suchen: 

• Schwefeloxyd in den Emissionen ortsfester 
Verbrennungsanlagen ; 

• Emissionen der Kraftfahrzeuge; 

• Wärmeableitung von Kraftwerken in Ober- 
flächengewässer; 

• zunehmende Anzahl von Kernenergie- 
anlagen als mögliche Quelle von Umwelt- 
schädigungen, und zwar sowohl für den 
Fall des normalen Funktionierens wie für 
den des Unfalls; 

• endgültige Lagerung der radioaktiven Ab- 
fälle unter bestmöglichen Bedingungen. 

(2) - Forschungsarbeiten zu intensivieren, mit 

denen Verschmutzungen und andere mit der 
Verwendung bestimmter Energiequellen ver- 
bundene Unzuträglichkeiten bekämpft wer- 
den sollen. 

2. Rationelle Verwendung der Energie 

Die zu erwartende Erhöhung der Kosten wird Fort- 
schritte beim rationellen Einsatz der Energie be- 
günstigen und damit nicht unwesentlich dazu bei- 
tragen, die mit der Versorgung und dem Umwelt- 
schutz verbundenen Probleme in ihrer Bedeutung 
einzuschränken. Wegen seiner günstigen Auswir- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 124/1 
vom Oktober 1970 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 106/2 
vom 23. Oktober 1971 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. C 107/15 vom 25. Oktober 1971 

4 ) Mitteilung der Kommisison an den Rat über ein Um- 
weltschutzprogramm der Europäischen Gemeinschaften 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 52/1 
vom 26. Mai 1972). 
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kungen auf die sinnvolle Verwendung der Res- 
sourcen sollte der rationelle Einsatz indessen auch 
angestrebt werden, ohne daß man Kostensteigerun- 
gen und insbesondere die Einbeziehung der Sozial- 
kosten der Energie in die Verbraucherpreise ab- 
wartet. - 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(3) - durch alle geeigneten Maßnahmen und mög- 
lichst bald in der Gemeinschaft zu begün- 
stigen: 

• die Wiedergewinnung von Rückstands- 
wärme bei der thermischen Umwandlung in 
den Fernheizanlagen; 

• die vorzeitige Erneuerung alter Heizungs- 
installationen mit ungünstigem Aus- 
nutzungsgrad; 

• eine bessere Isolierung der industriellen 
Brennanlagen; 

• die Wärmeisolierung der Gebäude oder 
Einzelhäuser; 

• eine Einschränkung des Kraftstoffver- 
brauchs von Kraftfahrzeugen durch geeig- 
nete Techniken. 

3. Die wissenschaftliche und technische Forschung 

Die technische Neuerung könnte die Bedingungen 
der Energieversorgung in günstiger Weise ver- 
ändern. Für die nächsten zehn oder fünfzehn Jahre 
werden neue Techniken für die Verbesserung der 
Situation nur ein Element unter anderen darstellen. 
Auf lange Sicht jedoch werden sie eine wesentliche 
Rolle spielen, um zu einer Entspannung auf dem 
Markt und wieder zu einer Situation zu kommen, in 
der Nachfrage und Angebot gebietsmäßig besser 
ausgeglichen wären. 

Die Betonung, die in den Vereinigten Staaten auf 
die Forschung im Energiebereich gelegt wird, unter- 
streicht deren Bedeutung. Die Ausgaben auf diesem 
Gebiet werden dieses Jahr dort 750 Millionen $ 
erreichen und damit die entsprechenden Bemühun- 
gen in Europa bei weitem übertreffen; in einem 
grundlegenden Sektor könnte daher das techno- 
logische „gap" größer werden. 

In der Gemeinschaft muß man die Bemühungen in 
zwei Kategorien von Forschungen intensivieren: Zu- 
nächst handelt es sich um solche Arbeiten, die einen 
besseren Ausnutzungsgrad bei Produktion, Um- 
wandlung, Transport, Lagerung oder Verwendung 
von Energie gewährleisten; dann kommen solche 
Forschungen in Frage, die darauf gerichtet sind, 
neue Energiequellen, neue Vorkommen oder auch 
neue Verwendungsarten für bereits bekannte Vor- 
kommen zu entdecken. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß der Erfolg 
einer gemeinsamen Energiepolitik konzertierte Be- 
mühungen der Gemeinschaft auf dem Gebiet der 


wissenschaftlichen Forschung erfordert. Konkret und 
vorbehaltlich eingehender Untersuchungen scheinen 
einige Gebiete als vorrangig anzusehen zu sein. 

In der Situation, in der sich Europa hinsichtlich der 
Energie befindet, ist die Energiequelle, deren Be- 
nutzung begünstigt werden muß, die Kernenergie. 
Zur Zeit dient diese im wesentlichen der Strom- 
erzeugung. Es ist daher zunächst angebracht, nach 
neuen Verwendungsarten für die elektrische Energie 
zu suchen, also z. B. die elektrisch angetriebenen 
Automobile weiterzuentwickeln. Man kann auch die 
Kernenergie zu anderen Verwendungszwecken als 
der Stromerzeugung einsetzen; unter den Anwen- 
dungen, die nicht der Stromerzeugung dienen, sollte 
die Entwicklung eines neuen Energiesektors wie 
z. B. Wasserstoff ins Auge gefaßt werden. 

Wenn die Kernenergie die vorrangige und vielleicht 
auf längere Sicht die quasi-ausschließliche Energie- 
quelle werden soll, dann muß man sich der Ver- 
sorgung mit spaltbaren Stoffen annehmen. Dabei 
kommt der Entwicklung der Technik des schnellen 
Brütens sowie der Verifizierung der praktischen 
Möglichkeiten, die kontrollierte thermo-nukleare 
Fusion zu meistern, besondere Bedeutung zu. 

Es wurde bereits auf das Problem der endgültigen 
Lagerung der radioaktiven Abfälle hingewiesen, 
von denen bei einem massiven Einsatz der Kern- 
energie sehr beachtliche Mengen anfallen werden. 
Unabhängig von einer konzertierten Politik, die 
kurzfristig erforderlich ist, um zu gewährleisten, daß 
diese Lagerung unter bestmöglichen technischen und 
wirtschaftlichen Bedingungen vorgenommen wird, 
sind Forschungen zur weiteren Verbesserung der ins 
Auge gefaßten Lösungen erforderlich. 

Trotz des Einsatzes der Kernenergie muß weiterhin 
nach neuen Energieressourcen gesucht werden, und 
es scheint, daß für das Uran wie für die Kohlen- 
wasserstoffe oder andere Mineralien die Teledetek- 
tion durch Flugzeuge oder Satelliten ein vielver- 
sprechendes Verfahren sein könnte. 

Die Entwicklung auf dem Kohlesektor führt dazu, 
sehr umfangreiche Energievorkommen im Boden zu 
binden, und zwar insbesondere in der Gemeinschaft. 
Die Weiterentwicklung der Techniken zu ihrer Nutz- 
barmachung in einer Form, die für die bestehenden 
Verteilungs- und Verbrauchsstrukturen annehmbar 
ist, wäre daher wünschenswert. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(4) - eine Übersicht über die in der Gemeinschaft 

auf dem Energiesektor laufenden Forschungs- 
arbeiten aufzustellen und dann die Möglich- 
keiten einer Zusammenarbeit mit anderen 

Ländern zu untersuchen; 

(5) - außerdem für jedes der vorstehend genannten 

Themen 


7 



Drucksache 7/281 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


• die Perspektiven der Techniken hinsicht- 
lich der Erfolgschancen, des erforderlichen 
Einsatzes sowie ihrer Auswirkungen auf 
die Situation auf den Energiesektor zu 
definieren; 

• unter Berücksichtigung der Ergebnisse die- 
ser vorbereitenden Studien gegebenenfalls 
spezifische Forschungsprogramme aufzu- 
stellen. 

4. Die Beziehungen zwischen den Einfuhrländern 

Gewisse gegenseitige Beziehungen bestehen zwi- 
schen den Einfuhrländern hinsichtlich ihrer Energie- 
versorgung, wie es z. B. die auf stark ansteigende 
Einkäufe Japans zurückgehende Spannung auf dem 
Kokskohlenmarkt im Jahre 1970 schon deutlich 
machte. Diese Bindung wird sich in Zukunft noch 
verstärken, insbesondere wenn die Vereinigten 
Staaten in stärkerem Maße den Welterdöl- und -erd- 
gasmarkt in Anspruch nehmen werden. Zur mas- 
siven Einflußnahme dieses sehr großen Verbrau- 
chers können noch, als nicht unbedeutende Größe, 
die Konsequenzen der von den Entwicklungsländern 
getroffenen wirtschafts- und energiepolitischen Ent- 
scheidungen kommen. 

Die Bemühungen der Gemeinschaft um eine Ver- 
besserung der Struktur ihrer Versorgung haben auf 
den Weltmarkt kaum einen Einfluß, wenn sie nicht 
durch entsprechende Initiativen seitens der anderen 
großen Verbrauchsregionen unterstützt werden. Das 
Problem der Energieversorgung hat damit bereits 
heute - und in Zukunft wird das noch stärker der 
Fall sein - weltweite Dimension. Kein Land und 
keine Gruppe von Ländern, wie groß auch ihr Um- 
fang oder ihre wirtschaftliche und politische Bedeu- 
tung sein mag, kann dieses Problem für sich allein 
lösen. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(6) - die in Zukunft regelmäßig stattfindenden 

Gespräche mit den Vereinigten Staaten über 
Energiefragen durch gleichartige Kontakte 
mit Japan und allen interessierten Ländern 
oder Ländergruppen zu ergänzen; 

(7) - das im Rahmen der OECD bereits bestehende 

Verfahren zu verbessern, um zu einer besse- 
ren gegenseitigen Unterrichtung sowohl 
über die Probleme wie über die vorgesehe- 
nen Lösungen zu kommen und gemeinsame 
Bestimmungen für den Bereich der Sicherheit 
und der Bevorratung auszuarbeiten, die auch 
für die nicht der europäischen Zone der OECD 
angehörenden Länder Anwendung fänden. 

5. Die Beziehungen zwischen Ausfuhr- und Einfuhr- 
ländern 

Die Kommission ist der Auffassung, daß der wirt- 
schaftliche Aufschwung der Entwicklungsländer ge- 
fördert werden muß. Er vollzieht sich für die einzel- 


nen Länder auf unterschiedlichen Wegen und setzt 
insbesondere die Entwicklung der natürlichen Res- 
sourcen und Vorteile jedes einzelnen dieser Länder 
voraus. 

Die erdölexportierenden Länder befinden sich in 
dieser Hinsicht in einer Vorzugsstellung und sind 
sich im übrigen in letzter Zeit auch ihrer Möglich- 
keiten, den Markt zu beeinflussen und sich so die 
für die angestrebte wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung erforderlichen Mittel zu beschaffen, deut- 
lich bewußt geworden. 

Europa ist für diese Länder der wesentliche Markt 
für ihre wichtigste exportfähige Produktion; ande- 
rerseits haben diese Lieferungen eine vorrangige 
Bedeutung für Europa, so daß man sich einer Situa- 
tion der gegenseitigen Abhängigkeit gegenüber- 
sieht. Diese Ergänzung der Interessen geht über den 
Energiebereich hinaus. Die Ausfuhrländer streben 
eine Diversifizierung ihrer Wirtschaftstätigkeiten 
an, um nicht mehr ausschließlich vom Export eines 
einzigen Erzeugnisses abzuhängen. Darüber hinaus 
ist die Mehrzahl der großen Erdölförderländer in 
Regionen zu finden, die relativ nahe an der Gemein- 
schaft liegen - Mittelmeerraum, Mittlerer Osten 
sie dürften also ein Interesse daran haben, sich die 
Kapazitäten der europäischen Wirtschaft auf den 
Gebieten Handel, wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Arbeitskräfte und Know-how, Kapitalmarkt und 
Tourismus nutzbar zu machen. 

Die wirtschaftliche und soziale Zusammenarbeit zwi- 
schen diesen beiden Gruppen von Ländern auf allen 
Gebieten gemeinsamen Interesses und gegründet 
auf dem gegenseitigen Vorteil, könnte die indu- 
strielle und wirtschaftliche Entwicklung der ErdÖl- 
fördergebiete und die Herstellung einer wünschens- 
werten Stabilität in den Beziehungen - zwischen 
gleichberechtigten Partnern - erleichtern. 

Diese Politik hat sich im übrigen nicht auf die 
Länder zu beschränken, die z. Z. Erdöl exportieren*, 
sie gilt auch für andere Erzeugnisse. Außerdem 
scheinen einige Länder, die über beachtliche Vor- 
kommen verschiedener Energiequellen verfügen, in 
der Lage zu sein, deren Förderung zu entwickeln 
und einen wichtigen Beitrag zur weiteren Streuung 
der Versorgung der Gemeinschaft zu leisten, aller- 
dings mittels einer finanziellen oder technischen Be- 
teiligung an der Ausbeutung dieser ihrer Vorkom- 
men. Es handelt sich dabei insbesondere um Ost- 
europa, Mittelafrika und Südamerika. 

Die wachsende Bedeutung der Mineralölindustrie 
für die Ausfuhr- und für die Einfuhrländer hat die 
öffentliche Hand auf beiden Seiten veranlaßt, 
größere Verantwortungen in diesem Bereich zu 
übernehmen. Die Kommission ist indessen der Auf- 
fassung, daß es im wesentlichen darauf ankommt, 
einen politischen Rahmen zu schaffen, der eine Ent- 
wicklung der Initiativen der Industrie zu zufrieden- 
stellenden Bedingungen ermöglicht. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 
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(8) - ein Kontaktverfahren mit den Ausfuhrländern 

zu schaffen, das eine bessere gegenseitige 
Information und einen Dialog ermöglichen 
würde; der in den Abkommen zwischen der 
Gemeinschaft und einigen dieser Länder vor- 
gesehene Gemischte Ausschuß könnte zu 
diesem Zweck herangezogen werden; 

(9) - gleichzeitig anzuregen, daß Gruppen von In- 

dustriellen von der Gemeinschaft in die Aus- 
fuhrländer und umgekehrt entsandt werden, 
um konkrete Möglichkeiten für eine wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zu suchen; 

(10) - Kooperationsverträge zu verhandeln, die ins- 
besondere folgende Gesichtspunkte be- 
inhalten könnten: 

• Verpflichtung der Gemeinschaft, die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung der 
Ausfuhrländer durch Bereitstellung tech- 
nischen und gegebenenfalls finanziellen 
Beistandes sowie durch eine Öffnung der 
Märkte für die industriellen oder landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse dieser Länder zu 
begünstigen; 

• Verpflichtung der Ausfuhrländer und der 
Gemeinschaft, auf kommerzielle Trans- 
aktionen und industrielle Investitionen 
ihrer Unternehmen noch festzulegende 
Regeln und Garantien anzuwenden. 


III. Vorschläge für die einzelnen Sektoren 
1. Erdöl 

A. Generelle Probleme 

Das wesentliche Problem ergibt sich aus der Be- 
deutung, die das Erdöl für die Energieversorgung 
hat, und in Verbindung damit aus der Einfuhr- 
abhängigkeit der Gemeinschaft und ganz West- 
europas. 

Es hat zwar nicht den Anschein, daß in weltweitem 
Umfang und selbst in der Annahme eines weiteren 
starken Wachstums für die nächsten zwanzig Jahre 
ernsthaft ein Mangel an geologischen Vorkommen 
zu befürchten wäre. Doch müssen die erforderlichen 
Verfügbarkeiten entdeckt und erschlossen werden, 
was Investitionen voraussetzt, deren Umfang stark 
zunehmen muß. Da sich der politisch-wirtschaftliche 
Rahmen in den Exportländern in voller Entwicklung 
befindet und die durchschnittlichen Investitions- 
kosten in ständigem Ansteigen begriffen sind, ist es 
nicht sicher, daß Investitionen in dem für die Sicher- 
stellung der erforderlichen Ausfuhrverfügbarkeiten 
unerläßlichen Umfang getätigt werden. 

Unabhängig von diesen Investitionsproblemen 
werfen die gegenwärtige Situation und die zu er- 
wartende Entwicklung die Frage nach der Versor- 


gungssicherheit, d. h. nach der Regelmäßigkeit der 
Lieferströme, auf. Diese werden in Zukunft mehr 
noch als bisher von mehr oder weniger generali- 
sierten Unterbrechungen bedroht sein, ohne daß 
sich indessen lokale Störungen ausschließen ließen. 
Die Lage wird vom Verhalten der Ausfuhrländer 
abhängen, die sich insbesondere dafür entscheiden 
können, durch die Kontrolle der Förderung und die 
Anhebung der Preise den größtmöglichen Nutzen 
aus der Situation zu ziehen, bis die Entwicklung 
anderer Energiequellen die Rolle des Erdöls ein- 
schränken wird. 

Diese Umstände führen dazu, daß sich in den Ein- 
fuhrländern die öffentliche Hand ihrer Verantwor- 
tung zunehmend bewußt wird, und machen eine 
gemeinschaftliche Versorgungspolitik nötig, die es 
ermöglichen muß, nach geeigneten Verfahren zu 
prüfen, ob die Verwirklichung der Ziele der Energie- 
politik 5 ) hinreichend gewährleistet ist, und in der 
das Bemühen um die Sicherheit auf lange Sicht den 
Vorrang haben muß vor der Sorge, in nächster Zu- 
kunft von den günstigen Bedingungen auf dem 
Markt zu profitieren. 

B. Spezifische Probleme 

a) Gemeinsame Information 

Die beiden vom Rat gebilligten Verordnungen über 
die Mitteilung der Investitionsvorhaben und der 
Kohlenwasserstoffeinfuhren fi ) werden Informationen 
über den Mineralölmarkt vermitteln. Außerdem 
werden die bereits verfügbaren Auskünfte über die 
angewendeten Preise durch regelmäßige und um- 
fangreiche Erhebungen noch verbessert werden. 

Die Bedeutung, die der Erdölexploration auf dem 
Festlandsockel der erweiterten Gemeinschaft zu- 
kommen wird, macht es indessen erforderlich, daß 
die Gemeinschaft spezifische und detailliertere An- 
gaben insbesondere hinsichtlich des Umfangs der 
entdeckten Reserven (sichere, wahrscheinliche und 
mögliche) und der technischen und finanziellen Aus- 
sichten der Ausbeutung der betreffenden Vorkom- 
men erhält. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(11) - nach einheitlichen Kriterien regelmäßige Mit- 
teilungen von Informationen über die Erdöl- 
prospektion und -ausbeutung in der Gemein- 
schaft vorzusehen. 

b) Einheit des Marktes 

Die Verwirklichung einer gemeinsamen Mineralöl- 
versorgungspolitik setzt die möglichst umfassende 

5 ) siehe „Erste Orientierung", Seite 10 

6 ) Verordnungen Nr. 1056/72 und 1055/72 des Rates vom 
18. Mai 1972, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 120/3ff vom 25. Mai 1972. 
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Vereinheitlichung der Märkte voraus. Obwohl ihre 
Zielsetzungen nicht unbedingt divergieren, wenden 
die Mitgliedstaaten auf verschiedenen Gebieten Vor- 
schriften an, die zu Disparitäten führen. Es ist daher 
wichtig, über die Anwendung der Regeln des Ver- 
trages hinaus schrittweise einheitliche Aktionsmittel 
für die ganze Gemeinschaft einzuführen. 

Die Kommission untersucht mit den Sachverstän- 
digen der Mitgliedstaaten die nationalen Rechtsvor- 
schriften für Rohrleitungstransport, Raffinage und 
Kraftstoffverteilung. Mit diesen Arbeiten wird die 
Verwirklichung der in der „Ersten Orientierung" 
genannten Harmonisierungsprinzipien vorbereitet. 

Die Kommission weist nochmals auf den Richtlinien- 
vorschlag hin, den sie dem Rat am 5. August 1968 
vorgelegt hat 7 ) und mit dem eine Harmonisierung 
der Sicherheitsregeln für den Erdöl transport in 
Rohrleitungen angestrebt wird; sie wünscht, daß die 
Arbeiten darüber wieder aufgenommen und in Kürze 
abgeschlossen werden. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(12) - aufgrund des Programms für die Beseitigung 

der technischen Handelshemmnisse die Har- 
monisierung mit Vorrang in folgenden Be- 
reichen zu betreiben: 

• technische Spezifizierung der Mineralöl- 
erzeugnisse; 

• Sicherheitsregeln und Bauvorschriften für 
Raffinerien und Lagereinrichtungen; 

• Sicherheitsregeln und Baunormen für Tank- 
stellen; 

(13) - gemeinschaftliche Regeln aufzustellen 

• für den Rohrleitungstransport, mit dem 
Ziel, für Pipelines allgemeinen Interesses 
für die Gemeinschaft zu einer Verpflich- 
tung zum Transport für Dritte zu nicht- 
diskriminierenden Preisen und Bedingun- 
gen zu kommen 8 ) ; 

• für den Bau von Tankstellen, insbesondere 
an Autobahnen. 

c) Maßnahmen für den Fall von Ver- 
sorgungsschwierigkeiten 

Die Gemeinschaft muß unmittelbar Vorkehrungen 
treffen gegen die schädlichen Auswirkungen von 
Unterbrechungen einiger Versorgungsströme. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß sich das 
Vorgehen auf diesem Gebiet in den doppelten Zu- 
sammenhang einer Bevorratungspolitik und von 
generellen Bestimmungen einfügen muß. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(14) - die gemeinschaftliche Bevorratungspolitik 

weiter zu entwickeln, und zwar durch: 


• die Harmonisierung der Bevorratungspoli- 
tiken der Mitgliedstaaten (insbesondere 
hinsichtlich der finanziellen Gesichtspunkte) 
auf Gemeinschaftsebene; 

• die Gründung von gemeinsamen Unter- 
nehmen für Bevorratungsvorhaben von 
gemeinschaftlichem Interesse, insbesondere 
für die unterirdische Bevorratung; 

• die Untersuchung der mit einer späteren 
Erhöhung der Pflichtvorräte auf 120 Tage 
verbundenen technischen und finanziellen 
Probleme; 

(15) - in Anwendung von Artikel 103 des EWG- 
Vertrages eine Richtlinie anzunehmen, die die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften zu erlassen, die es er- 
möglichen, eventuellen Versorgungsschwie- 
rigkeiten koordiniert für die ganze Gemein- 
schaft entgegenzutreten 9 ). 

d) Investitionen und Finanzierung 

Hier handelt es sich um sehr wichtige Probleme, 
deren Lösung allerdings im wesentlichen den 
Mineralölgesellschaften obliegt. Ein gemeinschaft- 
liches Handeln ist trotzdem nützlich. 

Zunächst geht es darum, ein gemeinschaftliches 
System von Garantien für die Investitionen der 
Unternehmen der Gemeinschaft in Drittländern 
gegen wirtschaftliche und politische Risiken einzu- 
führen. 

Im übrigen muß man, wie es das Statut des gemein- 
samen Unternehmens 10 ) ermöglicht, durch verschie- 
dene Maßnahmen (steuerliche Vorteile, Gewährung 
von Beihilfen, Darlehen, Investitionsgarantien und 
Zinsbonifikationen durch die Gemeinschaft) solche 
Investitionen fördern, die zur Sicherheit der Ver- 
sorgung beitragen. 

Die Kommission erinnert außerdem an ihren z. Z. in 
Diskussion befindlichen Vorschlag über das Welt- 
gewinnprinzip ll ), dessen Annahme von ganz beson- 
derem Interesse für die Mineralölindustrie wäre. 

Die Verordnung des Rates über die Mitteilung der 
Investitionsvorhaben sollte es schließlich ermög- 
lichen, die Kohärenz der Investitionen zu erleichtern 
und in den Bereichen Transport in der Gemeinschaft, 
Verarbeitung, Lagerhaltung und Verteilung von 
Mineralölerzeugnissen globale oder regionale Uber- 
oder Unterinvestitionen zu vermeiden. Ein analoges 


7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 123/6 
vom 26. November 1968 

s) Vorschlag 

9 ) Vorschlag einer Richtlinie 

10 ) Verordnungsentwurf Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. C 106/2 vom 23. Oktober 1971 

11) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 39/7 
vom 22. März 1969 
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Verfahren ist erforderlich hinsichtlich der Investi- 
tionen für Erdölhafenanlagen, die Gegenstand vor- 
heriger Konsultationen auf Gemeinschaftsebene sein 
sollten. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(16) - einen geeigneten Rahmen zu schaffen, um 

hinsichtlich der Investitionen für Erdölhafen- 
anlagen die Kohärenz auf Gemeinschafts- 
ebene zu gewährleisten. 

e) Suche nach neuen Versorgungs- 
quellen 

Es ist bereits festzustellen, daß die Mineralölgesell- 
schaften ihre Aktivitäten teilweise nach solchen 
Regionen orientieren, die zwar nur wenig anfällig 
sind für politische Unsicherheiten, in denen aber die 
Prospektion wesentlich kostspieliger ist als in den 
traditionellen Fördergebieten. Alle Möglichkeiten 
müssen eingesetzt werden, um diese Orientierung, 
die den Zielsetzungen Sicherheit und Streuung der 
Versorgungsquellen entspricht, zu unterstützen. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(17) - bedeutende Prospektionsvorhaben, vor allem 

im Festlandsockel und in großen Meeres- 
tiefen, u. a. mittels des gemeinsamen Unter- 
nehmens anzuregen; 

(18) - ein gemeinschaftliches System einzuführen, 

das als Gegenleistung für die Verpflichtung, 
das gegebenenfalls entdeckte Erdöl zugunsten 
der Gemeinschaft zu fördern und abzusetzen, 
folgende Gesichtspunkte enthalten könnte: 

• Bestimmungen, um die Zuteilung von Such- 
genehmigungen in den für die Gemeinschaft 
interessanten Gebieten zu beschleunigen 
und zu verallgemeinern; 

• Verbesserung der Bedingungen für die 
Konzessionsgewährung im Rahmen einer 
Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene; 

• Gestaltung der Steuersysteme, um Neu- 
tralität oder sogar Vorteile im Vergleich 
zu der in den Ausfuhrländern geltenden 
Steuergesetzgebung festzulegen; 

• Befreiung von der Verpflichtung, Sicher- 
heitsvorräte anzulegen. 

f) Gemeinsames Einfuhrsystem 

Eine Einfuhrpolitik, die die Forderungen nach 
Sicherheit und möglichst geringen Kosten soweit 
wie möglich in Übereinstimmung bringt, ist ein Ele- 
ment einer generellen Versorgungspolitik. 

Die Einfuhren müssen der Sorge sowohl um Sicher- 
stellung der Streuung der Versorgungsquellen wie 
um Herstellung stabiler Beziehungen mit den Dritt- 
ländern, von denen die Gemeinschaft einen bedeu- 
tenden Teil ihrer Erdöllieferungen bezieht, ent- 
sprechen. 


Die Verordnung des Rates über die Kohlenwasser- 
stoffeinfuhren wird es ermöglichen, ein anpassungs- 
fähiges Konzertierungsverfahren mit den Mitglied- 
staaten und den betreffenden Unternehmen zu schaf- 
fen und damit für die Versorgung der Gemeinschaft 
die gewünschte Diversifizierung zu gewährleisten. 

Eine gemeinsame Einfuhrpolitik wird sich aber auch 
auf andere Maßnahmen stützen müssen, insbeson- 
dere solche der Handelspolitik, um schrittweise die 
Wirksamkeit und Kohärenz zu gewinnen, die ihr 
auf Gemeinschaftsebene noch fehlen. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(19) - die Einfuhren von Rohöl und Erdölerzeugnis- 

sen zu liberalisieren 12 ). Dieses gemeinschaft- 
liche System wird sich auf die vom Rat be- 
reits gebilligten allgemeinen Verfahren 13 ) 
stützen, diese aber den Zielsetzungen einer 
Erdölversorgungspolitik anpassen; 

(20) - gemeinsame Prinzipien zu definieren, um eine 

ausreichende Kohärenz für die präferenziellen 
Handelsabkommen und die generalisierten 
Präferenzen, die sich auf Erdölerzeugnisse be- 
ziehen, zu gewährleisten. 


Die Kommission legt Wert darauf zu betonen, daß 
die Inkraftsetzung einer Versorgungspolitik für den 
Bereich der Kohlenwasserstoffe, die die in der 
„Ersten Orientierung 11 und in der vorliegenden Mit- 
teilung an den Rat festgelegten Ziele berücksich- 
tigt, notwendigerweise Verfahren für eine gemein- 
schaftliche Konzertierung mit den Mitgliedstaaten 
und den betreffenden Gesellschaften beinhalten 
muß, die gegebenenfalls eine Orientierung der 
Kohlenwasserstoffversorgung auf Gemeinschafts- 
ebene ermöglicht. 

Die Kommission beabsichtigt, diese Frage zu unter- 
suchen und die erforderlichen Vorschläge baldmög- 
lichst vorzubereiten. 


2. Erdgas 

A. Generelle Probleme 

Das Erdgas bietet den Vorteil, sowohl für zahl- 
reiche thermische Verwendungszwecke sehr leicht 
einzusetzen zu sein als auch, da es nur wenig ver- 
unreinigt, besser als das Erdöl den Besorgnissen des 
Umweltschutzes zu entsprechen. 


12) Vorschlag einer Verordnung 

13) Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 des Rates vom 25. Mai 
1970, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 124/6 vom 8. Juni 1970 
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Es stellt für die erweiterte Gemeinschaft, die über 
bedeutende und in den kommenden Jahren voraus- 
sichtlich noch zunehmende Reserven verfügt, eine 
sichere Energie dar. Die reichlich zur Verfügung 
stehenden Mengen haben indessen eine sehr starke 
Nachfrage zur Folge gehabt, deren Zunahme zu 
gewissen Besorgnissen führt Wenn man sich in 
erster Linie auf die gemeinschaftlichen Vorkommen 
stützt, dann wird der Anteil des Erdgases an der 
globalen Energieversorgung der Gemeinschaft be- 
grenzt bleiben, doch kann man mittels umfang- 
reicher Einfuhren erreichen, daß das Erdgas einen 
größeren Beitrag leistet und daß es die Abhängig- 
keit von Mineralölerzeugnissen entsprechend ab- 
schwächen könnte. 

Wie beim Erdöl, so ist auch eine gemeinsame Erd- 
gaspolitik in den umfassenderen Perspektiven der 
Energie- und Industriepolitik zu sehen. 

B. Spezifische Probleme 

a) Gemeinsame Information 

Die Verordnungen über die Mitteilung der Investi- 
tionsvorhaben und der Kohlenwasserstoffeinfuhren 
werden Informationen über den Erdgasmarkt ver- 
mitteln. Es ist des weiteren erforderlich, präzise 
Auskünfte über die Gasreserven (sichere, wahr- 
scheinliche und mögliche) der Gemeinschaft, über 
den innergemeinschaftlichen Erdgashandel, über die 
mit Drittländern abgeschlossenen Einfuhrverträge 
sowie über die Investitionen in der Proportion zu 
erhalten. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(21) - nach einheitlichen Kriterien regelmäßige Mit- 

teilungen von Informationen über die Erdgas- 
industrie einzuführen. 

b) Einheit des Marktes 

Unabhängig von der Beseitigung eventueller Dis- 
kriminierungen ist es erforderlich, daß Aufsuchung, 
Transport und Vermarktung des Erdgases nicht 
durch irgendwelche technischen oder juristischen 
Hemmnisse behindert werden. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(22) - aufgrund des Programms für die Beseitigung 

der technischen Handelshemmnisse die 
Sicherheits- und Baunormen für Erdgas- 
leitungen zu harmonisieren; 

(23) - gemeinschaftliche Regeln für den Transport in 

Gasleitungen einzuführen mit dem Ziel, für 
Rohrleitungen allgemeinen Interesses für die 
Gemeinschaft zu einer Verpflichtung zum 
Transport für Dritte zu nichtdiskriminieren- 
den Preisen und Bedingungen zu kommen 14 ); 

(24) - für das in der Gemeinschaft geförderte Gas 

die bestehenden nationalen Vorkaufsrechte 


unbeschadet einer Anwendung von Artikel 34 
EWGV durch ein gemeinschaftliches Vor- 
kaufsrecht zu ersetzen. 

c) Versorgungspolitik 

Für die Gemeinschaft bleibt vorrangiges Ziel die 
Anregung der Prospektionstätigkeit auf ihrem Ge- 
biet und das Bemühen um eine optimale Verwen- 
dung der innergemeinschaftlichen Ressourcen. 

Die Anwendung des Statuts des gemeinsamen Unter- 
nehmens, die Harmonisierung der Konzessionsrege- 
lungen und der eventuelle Einsatz spezifischer 
steuerlicher Maßnahmen können die Prospektion in 
der Gemeinschaft attraktiver machen. Andererseits 
könnte untersucht werden, ob eine wirtschaftliche 
Anpassung der Erdgaspreise an die anderer kon- 
kurrierender Energiequellen angebracht ist. 

Ein weiteres Ziel ist es, die Entwicklung der Ein- 
fuhren zu begünstigen, die unter der wahrschein- 
lichen Hypothese, daß das innergemeinschaftliche 
Erdgasangebot nicht ausreicht, um die Nachfrage 
des Marktes der Gemeinschaft zu befriedigen, not- 
wendig sein werden. Diese zur Zeit noch marginalen 
Einfuhren können sich entwickeln, ohne zu einer 
vergleichbaren Abhängigkeit wie beim Erdöl zu 
führen. Zu diesem Zweck müßten die Gasunterneh- 
men durch langfristige Verträge und im Rahmen 
eines auf Gemeinschaftsebene koordinierten Vor- 
gehens den Bedarf während der nächsten fünfzehn 
oder zwanzig Jahre antizipieren. 

Schließlich muß man sich die Tatsache, daß sich das 
Erdgas in der Gemeinschaft noch in der Phase der 
Expansion befindet, zunutze machen, um in den Be- 
reichen des Transports und der Bevorratung ko- 
härente Industriestrukturen zu schaffen, die die 
Flexibilität der Versorgung der Gemeinschaft ge- 
währleisten. 

Eine Realisierung dieser Ziele setzt einen gegen- 
seitigen Informationsaustausch zwischen den Pro- 
spektions-, Transport- und Verteilungsunternehmen 
in der Gemeinschaft voraus. Die Kommission ist der 
Auffassung, daß ein europäischer Verband dieser 
Unternehmen diesen unerläßlichen Informationsaus- 
tausch erleichtern könnte. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(25) - ein Verfahren zur systematischen Unter- 

stützung der Sucharbeiten in der Gemein- 
schaft zu schaffen; 

(26) - im Rahmen einer Harmonisierung auf Ge- 

meinschaftsebene die Bedingungen für die 
Konzessionsgewährung zu verbessern. 


14 ) Vorschlag 
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3. Kohle 

A. Generelle Probleme 

Auch auf sehr lange Sicht und weltweit gesehen gibt 
es kein Problem der physischen Verfügbarkeiten. 
Wenn auch einige Regionen der Welt in Zukunft 
noch mit einer Entwicklung ihrer Kohleförderung 
und ihres -Verbrauchs rechnen können, so haben 
doch die Förderbedingungen in der Gemeinschaft 
zur Folge, daß die Kohle an der Deckung des Ener- 
giebedarfszuwachses kaum mehr beteiligt sein wird. 

Die Entwicklung der Steinkohlenförderung in der 
Gemeinschaft bleibt durch die Entscheidungen der 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaftsinstitutionen 
bestimmt. Diese Entscheidungen spiegeln sowohl 
soziale und regionale Überlegungen wie die Bedeu- 
tung, die diese Förderung für die Energieversor- 
gung der Gemeinschaft hat, wider. Unter diesen Um- 
ständen ist es wichtig, sich ein genaues Bild von der 
Rolle zu machen, die die Kohle --- Gemeinschafts- und 
Einfuhrkohle - in der Energieversorgung der Ge- 
meinschaft in Zukunft haben wird. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(27) - mittelfristige Orientierungen für den Kohle- 

sektor aufzustellen. 

B. Spezifische Probleme 

a) Die Beihilfenpolitik 

Angesichts ihrer Wettbewerbsstellung gegenüber 
der Einfuhrkohle und den anderen Energiequellen 
kann die Gemeinschaftskohle auf absehbare Zeit auf 
Beihilfen nicht verzichten. Diese sind in den ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten unterschiedlich, und es 
ist erforderlich, über die Bestimmungen der Ent- 
scheidungen Nr. 3/71 EGKS 15 ) hinaus zu einer bes- 
seren Koordinierung der nationalen Beihilfesysteme 
zu kommen. 

Außer den regionalen Aspekten, die der Entschei- 
dung Nr. 3/71 EGKS zugrunde liegen, können ener- 
giepolitische Überlegungen und Gesichtspunkte der 
Versorgungsstabilität zur Aufrechterhaltung eines 
höheren Förderniveaus führen, was natürlich eine 
höhere Beihilfe je Tonne notwendig macht. Das gilt 
insbesondere für die Kokskohle, bei der Regel- 
mäßigkeit und qualitative Gleichmäßigkeit der 
Lieferungen aus gemeinschaftlichen Vorkommen 
eine bedeutsame Rolle für die Versorgung der 
Stahlindustrie der Gemeinschaft spielen. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(28) - vom 1. Januar 1973 an ein neues Beihilfe- 

system für die Versorgung der Stahlindustrie 
der Gemeinschaft mit Kokskohle und Koks 
in Kraft zu setzen 10 ) ; 

(29) - zu gegebener Zeit die erforderlichen Ver- 

besserungen an dem generellen System von 


Maßnahmen zugunsten des Steinkohlenberg- 
baus vorzunehmen. 

b) Die Bevorratung 

Die Kohleförderung der Gemeinschaft ist kaum in 
der Lage, konjunkturbedingten Schwankungen der 
Nachfrage zu folgen; sie hat keine ausreichende 
Flexibilität, um Auswirkungen von eventuellen Ver- 
sorgungsschwierigkeiten auf dem Weltenergiemarkt 
auszugleichen. Artikel 8 der Entscheidung Nr. 3/71 
EGKS sieht bereits die Genehmigung von Beihilfen 
vor, die die Mitgliedstaaten zur Bildung und Unter- 
haltung von Haldenbeständen gewähren, um die 
Angebotselastizität für Gemeinschaftskohle zu er- 
höhen. Es wäre indessen angebracht, diesen Bestim 1 
mungen einen generellen Charakter zu geben. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(30) - im Rahmen der Entscheidung Nr. 3/71 EGKS 

spezifische gemeinsame Bestimmungen für 
eine Vorratshaltung an Gemeinschaftskohle 
auszuarbeiten. 

c) Die Einfuhren 

Der Umfang der Kohleeinfuhren wird wesentlich 
von den Kosten der konkurrierenden Energiequellen 
abhängen. Andererseits setzt die Entwicklung der 
Kohleneinkäufe außerhalb der Gemeinschaft vor- 
aus, daß ausreichende Vorkommen in den ge- 
wünschten Qualitäten verfügbar sind. Außerdem 
könnte es erforderlich sein, daß sich die Importeure 
der Gemeinschaft, insbesondere die Kokskohlenver- 
braucher, sowohl an der Ausbeutung der außer- 
gemeinschaftlichen Vorkommen wie am Transport 
finanziell beteiligen. 

Die Kohleeinfuhren sind seitens verschiedener Mit- 
gliedstaaten noch Beschränkungen unterworfen. Die 
Kommission ist der Auffassung, daß eine koordi- 
nierte Einfuhrpolitik, verbunden mit Maßnahmen 
zur Sicherstellung einer regelmäßigen Versorgung, 
die Beseitigung dieser Beschränkungen ermöglichen 
sollte. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(31) - durch eine Konzertierung der nationalen Poli- 

tiken und Programme, in Verbindung mit 
einer Beseitigung der noch bestehenden Ein- 
fuhrbeschränkungen, nach und nach eine ko- 
ordinierte Kohleeinfuhrpolitik zu schaffen; 

(32) - für Einfuhrkohle eine den für den Erdölsektor 

geltenden Bestimmungen vergleichbare 
Sicherheitsbevorratung einzuführen. 


15 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 3/7 
vom 5. Januar 1971 

10 ) Vorschlag 
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4. Elektrizität 

A. Generelle Probleme 

Der Elektrizitätssektor ist einer der wichtigsten 
Primärenergieverbraucher und Erzeuger von 
Sekundärenergie, die an der Deckung des Energie- 
endverbrauchs in steigendem Maße beteiligt sein 
wird. Außerdem sind in diesem Sektor große Kapi- 
talmengen langfristig gebunden. 

Um der rasch zunehmenden Nachfrage unter gün- 
stigen wirtschaftlichen Bedingungen entsprechen zu 
können, ist es erforderlich, immer größere Produk- 
tionseinheiten in Betrieb zu nehmen, was auch eine 
schrittweise Erhöhung der Reservekapazitäten be- 
deutet, insbesondere wenn es sich um Kernkraft- 
werke handelt, deren Zuverlässigkeit mit der klas- 
sischer Kraftwerke noch nicht zu vergleichen ist. 

Außerdem beschränken die derzeitigen Strukturen 
der Elektrizitätswirtschaft in der Gemeinschaft die 
Möglichkeiten des Einsatzes und Betriebs großer 
Einheiten. Um zu einer Optimierung der Investi- 
tionen zu kommen, müßte die Verbindung der vor- 
handenen Netze verstärkt und ihre gegenseitige 
Abgrenzung überdacht werden, um ohne Rücksicht 
auf die Grenzen zwischen den Mitgliedstaaten zu 
rationelleren Versorgungsräumen zu kommen. 

Darüber hinaus muß man sich darum bemühen, 
günstige Bedingungen für eine optimale Lokalisie- 
rung der Produktionseinheiten zu schaffen; dabei 
sind insbesondere die Verbrauchsstrukturen sowie 
die Erfordernisse des Umweltschutzes zu beachten. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(33) - die Möglichkeiten für eine Verbesserung der 
Koordinierung der nationalen Politiken und 
Programme für die Entwicklung der Elektrizi- 
tätswirtschaft zu untersuchen, und insbeson- 
dere im Hinblick auf die Wahl der Standorte 
und den Ausbau der Verbundsysteme geeig- 
nete Maßnahmen zu definieren. 


B. Spezifische Probleme 

a) Die Einheit des Marktes 

Eine grundlegende Bedingung für die harmonische 
Entwicklung des Elektrizitätssektors ist die Ver- 
wirklichung des gemeinsamen Marktes für die Aus- 
rüstungsgüter. Die Öffnung der Märkte und die Ver- 
stärkung des innergemeinschaftlichen Handels er- 
fordern die Beseitigung der technischen Hemmnisse, 
die sich vor allem aus den Unterschieden in den 
Vorschriften und den Normen technischen oder 
Sicherheitscharakters ergeben, sowie eine Harmoni- 
sierung der nationalen Regelungen und Verwal- 
tungsverfahren betreffend die Lokalisierung, den 
Bau und den Betrieb der Anlagen. 


In allen Mitgliedstaaten gibt es Unternehmen, die 
Elektrizität für den Eigenverbrauch produzieren und 
die Überschußmengen an die öffentlichen Netze ab- 
geben. Es ist angebracht, die in den Mitgliedstaaten 
geltenden Bestimmungen zu harmonisieren, um die 
unterschiedliche Behandlung zwischen Selbstver- 
brauchern in vergleichbarer Situation und die sich 
daraus ergebenden Wettbewerbsverzerrungen zu 
beseitigen. 

Für Unternehmen mit hohem Elektrizitätsverbrauch 
beeinflußt der Strompreis die Standortwahl und die 
Wettbewerbssituation. Die Kommission ist der Auf- 
fassung, daß eine Gestaltung der Versorgungsbedin- 
gungen nach gemeinsamen Regeln zu einer opti- 
malen Ansiedelung dieser Unternehmen und einer 
Beseitigung der Wettbewerbsverzerrungen bei- 
tragen sollte. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(34) - die Sicherheitskriterien und technischen Nor- 

men durch eine Zusammenfassung der ge- 
wonnenen Erfahrungen zu harmonisieren; 

(35) - die nationalen Bestimmungen sowie die Ver- 

waltungsverfahren auf folgenden Gebieten 
zu harmonisieren: 

• Lokalisierung, Bau und Betrieb von Er- 
zeugungs- und Transportanlagen; 

• Konzessionserteilung für Erzeugung, Trans- 
port und Verteilung von Elektrizität; 

(36) - gemeinsame Regeln für die Gestaltung der 

Versorgungsbedingungen für Industriever- 
braucher aufzustellen. 

b) Versorgung mit Brennstoffen 

Die Versorgung der Wärmekraftwerke mit Brenn- 
stoffen gewährleistet die regelmäßige Belieferung 
mit Elektrizität, und es wäre angebracht, konjunk- 
turelle oder zufällige Schwankungen bei den Ver- 
sorgungsbedingungen durch eine Vorratshaltung bei 
den Kraftwerken auszugleichen. 

Andererseits können alle Energiequellen für die 
Elektrizitätserzeugung verwendet werden; die für 
die Kraftwerke getroffenen Optionen haben daher 
Auswirkungen auf den Energiesektor insgesamt. Ein 
Problem ergibt sich hinsichtlich des Erdgases, dessen 
Einsatz in Kraftwerken wegen der begrenzten Ver- 
fügbarkeiten die Entwicklung von Verwendungs- 
arten, die seinen besonderen Eigenschaften besser 
entsprechen, beeinträchtigen kann. Ein anderes Pro- 
blem betrifft die Frage, ob es angebracht ist, bei den 
Kraftwerken eine Kohleverbraudiskapazität auf- 
rechtzuhalten oder unter bestimmten Bedingungen 
zu entwickeln. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(37) - eine Politik der Brennstoffbevorratung bei 

klassischen Wärmekraftwerken zu ent- 
wickeln; 
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(38) - Orientierungen für die Brennstoffversorgung 
der Kraftwerke aufzustellen und in diesem 
Zusammenhang zu untersuchen, unter wel- 
chen Bedingungen die Aufrechterhaltung oder 
Entwicklung einer Kohleverbrauchskapazität 
möglich wäre. 


5. Kernenergie 

A. Generelle Probleme 

Es ist heute allgemein anerkannt, daß die Kern- 
energie auf mittlere Sicht eines der wichtigsten 
Mittel darstellt, um die Abhängigkeit von einge- 
führtem Erdöl zu verringern; auf längere Sicht stellt 
sie die einzige echte Alternative zu den fossilen 
Brennstoffen dar. Für die Elektrizitätserzeugung 
bietet sie schon heute Vorteile auf dem Gebiet der 
Kosten und des Umweltschutzes. Außerdem bedeu- 
tet die Kernenergie ein wichtiges Element der Diver- 
sifizierung, und zwar sowohl hinsichtlich der Primär- 
energien wie hinsichtlich deren geographischer Her- 
kunft. 

Es ist daher wichtig, daß die europäische Industrie 
unter günstigen Bedingungen den Bau von Reak- 
toren sowie die Operationen des Brennstoffkreis- 
laufs gewährleisten kann. Allerdings gibt es zur 
Zeit in der Gemeinschaft für die Aktivitäten der 
Kernindustrie zu viele Unternehmen, die unterein- 
ander kaum Verbindungen besitzen. Ihre Rentabili- 
tät ist schwach, und sie hängen teilweise von der 
amerikanischen Technologie der Leichtwasserreak- 
toren ab. 

Angesichts der Aussichten für den Kernenergie- 
markt ist es notwendig, die Industrie der Gemein- 
schaft wettbewerbsfähig zu machen und sie in die 
Lage zu versetzen, der Nachfrage durch die Vervoll- 
kommnung einer eigenen Technologie und die Ent- 
wicklung von Baureihen von fortgeschrittenen Reak- 
toren entsprechen zu können. 

Die Elektrizitätsproduzenten und, soweit sie davon 
betroffen sind, auch die Regierungen sind entschlos- 
sen, der Kernenergie die schnellstmögliche Entwick- 
lung angedeihen zu lassen. Die Ziele des Zweiten 
Hinweisenden Programms für die Kernenergie legen 
dies für die Gemeinschaft dar. 

Eine der Schwierigkeiten für diese Entwicklung ist 
in den zusätzlichen Investitionen zu sehen, die für 
elektronukleare Anlagen im Vergleich zu klas- 
sischen Installationen aufzubringen sind. Die öffent- 
liche Hand kann zeitweise deren Finanzierung er- 
leichtern, wobei erwartet werden kann, daß dieses 
Problem wegen der zunehmenden Zuverlässigkeit 
der Kernkraftwerke sowie der sich aus einer gewis- 
sen Standardisierung ergebenden Auswirkungen an 
Bedeutung verlieren wird. 

Die Existenz eines Auftragsvolumens, das aus- 
reichend ist, um in der Kernindustrie größere Unter- 


nehmen sowie eine Serienfabrikation und die damit 
verbundenen Vorteile zu ermöglichen, setzt voraus, 
daß man die Ausfuhrmöglichkeiten durch Erleich- 
terungen der Kreditfinanzierung fördert, die denen 
vergleichbar sind, über die die amerikanische Indu- 
strie verfügt. 

Die Kommission erinnert an ihren Vorschlag, 
Artikel 172 Absatz 4 des EURATOM-Vertrages an- 
zuwenden 17 ), und betont die Notwendigkeit, die 
Diskussion hierüber zu beschleunigen. 

Sie erachtet es für notwendig, 

(39) - die durch die Verträge gebotenen Möglich- 
keiten auszunutzen, um den Einsatz der 
Kernenergie anzuregen, und insbesondere die 
Einschaltung der Europäischen Investitions- 
bank fortzuentwickeln, um: 

• die Finanzierung der im Vergleich zu klas- 
sischen Anlagen erforderlichen zusätzlichen 
Investitionen für nukleare Installationen zu 
erleichtern; 

• die Finanzierung von Anlagen, insbeson- 
dere im Bereich des Transports, zu erleich- 
tern, deren Verwirklichung vor allem die 
Einschaltung von Kernkraftwerken sehr 
großer Kapazität in die Netze begünstigen 
würde; 

• es der europäischen Ausrüstungsgüterindu- 
strie zu ermöglichen, ihre Exportmöglich- 
keiten durch Ausfuhrkredite zu günstigen 
Bedingungen zu entwickeln. 


B. Spezifische Probleme 

a) Die Einheit des Marktes 

Die erwünschte Öffnung des Marktes für elektro- 
nukleare Ausrüstungsgüter erfordert eine Ergän- 
zung der bereits für den Elektrizitätssektor gemach- 
ten Vorschläge, um gewisse Hindernisse zu be- 
seitigen, die sich vor allem aus den Kriterien und 
Normen ergeben, nach denen die Kernenergie- 
anlagen konzipiert, verwirklicht und betrieben wer- 
den. Diese Kriterien und Normen, die sich auf die 
Arbeitssicherheit, auf die Volksgesundheit sowie 
auf den Umweltschutz auswirken, sollten in allen 
Mitgliedstaaten identisch sein. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(40) - die geltenden nationalen und gemeinschaft- 
lichen Bestimmungen besser in eine gemein- 
same Politik auf dem Gebiet der Sicherheit 
der Kernenergieanlagen einzuordnen; 


17) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 106/5 
vom 23. Oktober 1971 
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(41) - in Zusammenarbeit mit den interessierten 
Fachkreisen die Bereiche zu bestimmen, in 
denen es im Hinblick auf den technischen 
Fortschritt möglich ist, die spezifischen 
Kriterien und Normen, die für Bau und Be- 
trieb von Kernkraftwerken und Anlagen des 
Brennstoffkreislaufs anwendbar sind, sowie 
die Verwaltungsverfahren für die Genehmi- 
gung zu harmonisieren. 

b) Die Versorgung mit Kernbrenn- 
stoffen 

Mit einer Knappheit an Uran ist trotz der sehr leb- 
haften Zunahme der Nachfrage weltweit in abseh- 
barer Zeit nicht zu rechnen. Der bislang nur geringe 
Bedarf hatte zur Folge, daß die Forschungsbemühun- 
gen wenig systematisch und gründlich blieben. Man 
hat gute Gründe zu glauben, daß neue uranhöffige 
Gegenden und neu zu erschließende Vorkommen 
eine Deckung des auf mittlere und lange Sicht wach- 
senden Bedarfs zu Kostenbedingungen, die das der- 
zeitige Niveau kaum übersteigen, möglich machen 
werden. Die Gemeinschaft wird indessen ihren Be- 
darf nicht durch eigene Vorkommen decken können, 
sondern auf den Weltmarkt gehen müssen. 

Um eine kontinuierliche Versorgung der Kernkraft- 
werke mit Brennstoffen sicherzustellen, müßten 
Maßnahmen, vergleichbar denen, die für den Mine- 
ralölsektor vorgeschlagen werden, ergriffen werden, 
um die Entwicklung einer Gemeinschaftsproduktion 
an Natururan sowie der sichersten ausländischen 
Quellen zu begünstigen. 

Hinsichtlich der Versorgung mit angereichertem 
Uran erinnert die Kommission an ihren Vorschlag 
an den Rat betreffend die Schaffung von Anreiche- 
rungskapazitäten in der Gemeinschaft 18 ). Es wäre 
des weiteren angebracht, daß die Gemeinschaft ihre 
außergemeinschaftlichen Lieferquellen streut und 
Versorgungsbedingungen für dieses Material ver- 
bessert. 

Was die Verwendung des in den Kernkraftwerken 
erzeugten Plutoniums anlangt, so würde eine kon- 
zertierte Politik der Plutoniumwiederverwendung 
günstigere wirtschaftliche Bedingungen für die Ent- 
wicklung einer Plutoniumindustrie und eines Mark- 


tes für plutoniumhaltige Brennelemente schaffen; sie 
würde dazu beitragen, eine technisch und wirtschaft- 
lich wenig erwünschte Aufsplitterung von zu ge- 
ringen Plutoniummengen auf eine zu große Zahl von 
Anlagen der Wiederverwendung, die dazu noch 
unterschiedliche Anforderungen aufweisen, zu ver- 
meiden. 

Schließlich würde es eine Bevorratung von Natur- 
und angereichertem Uran erlauben, eine regel- 
mäßige Versorgung sicherzustellen und konjunk- 
turellen Schwankungen zu begegnen. 

Die Kommission erachtet es für notwendig, 

(42) - die Entwicklung der Natururanreserven und 

-Vorkommen in der Gemeinschaft und auf der 
Welt, in ihrer Relation zur Nachfrage, zu ver- 
folgen und die Maßnahmen zu untersuchen, 
die zu ergreifen sind, um die Entwicklung 
neuer Vorkommen zu gewährleisten; 

(43) - die Unternehmen der Gemeinschaft in ihren 

Aktivitäten der Prospektion und Förderung 
von Natururan anzuregen, insbesondere 
durch Unterstützung der Bildung gemein- 
samer Unternehmen im Sinne des EURATOM- 
Vertrages, in denen sich die Unternehmen des 
Uranbergbaus der Mitgliedstaaten zusammen- 
schließen würden; 

(44) - soweit erforderlich die in den Artikeln 68 und 

und 69 des EURATOM-Vertrages vorgesehe- 
nen Maßnahmen auf dem Gebiet der Preise 
zu ergreifen; 

(45) - einen Vertrag der Elektrizitätserzeuger mit 

dem Ziel, bestimmte Reaktoren für die Pluto- 
niumwiederverwendung zu spezialisieren, um 
die Entwicklung dieser Technik zu beschleu- 
nigen, zu unterstützen, insbesondere in Form 
finanzieller Hilfe; 

(46) - in der Gemeinschaft kommerzielle Vorräte an 

Natur- und angereichertem Uran anzulegen. 


18 ) Dokument Nr. KOM (72) 693 endg. vom 23. Juni 1972 
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Mitteilung der Kommission an den Rat über Probleme und Mittel der Energiepolitik 
für den Zeitraum 1975/1985 


Einleitung 


Kapitel 1 : Aussichten für die Entwicklung des Energiebedarfs 

A. Neue Aspekte des Energiemarkts 

B. Perspektiven für den Weltenergiebedarf 1985 

C. Der Energiebedarf der Gemeinschaft 

Kapitel 2: Entwicklung der Angebotsverhältnisse bei den wichtigsten 
Energieträgern 


A. Erdöl 

B. Erdgas 

C. Steinkohle 

D. Kernenergie 


Kapitel 3: Die zentralen Probleme der Energiepolitik 

A. Struktur der Nachfrage 

B. Erdöl, entscheidender Faktor in der Versorgung 

C. Zwei Hypothesen für die Entwicklung des Mineralöl- 
marktes 

1. Erster Fall: Stabiler Markt 

2. Zweiter Fall: Starker Preisanstieg 

D. Sicherheit der Versorgung 

Kapitel 4: Die Aktionsmittel 


Abkürzungen: 


Mio t SKE 

kg SKE 

GWe 

Gcal 


Millionen Tonnen Steinkohleneinheiten 
(zu 7000 Kilokalorien je kg) = 7.10 12 kcal 

Kilogramm Steinkohleneinheiten (zu 7000 Kilokalorien) 
Gigawatt elekt. = 10 6 kW 
Gigakalorie = 10 6 kcal 
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Einleitung 

Die Energiepolitik zielt darauf ab, die Vorausset- 
zungen dafür zu schaffen, daß sich die Verbraucher 
die Primärenergie, die sie benötigen, zu möglichst 
günstigen Mengen-, Qualitäts- und Preisbedingun- 
gen beschaffen können. 

Daher muß die Energiepolitik nicht nur direkt ener- 
giewirtschaftliche Faktoren (Entwicklung der Nach- 
frage, Verfügbarkeit der verschiedenen Energie- 
träger, wirtschaftliche und politische Voraussetzun- 
gen, unter denen Energie verschiedener Herkunft 
zu haben ist usw.) sondern auch systemexterne Ele- 
mente, zum Beispiel zwingende Erfordernisse des 
wirtschaftlichen und finanziellen Gleichgewichts, 
der Außenpolitik oder der Sozialpolitik, berücksich- 
tigen. 

Bei näherer Prüfung dieser Sachzwänge, die den 
Raum abgrenzen, in dem ein Operieren möglich ist, 
werden verschiedene Kombinationen denkbar, unter 
denen eine Wahl getroffen werden könnte. Dies 
darzulegen ist der Zweck des vorliegenden Doku- 
ments. Ausgehend von der Untersuchung der Be- 
darfsperspektiven 1 ) und den Voraussetzungen der 
Angebotsentwicklung bei den wichtigsten Primär- 
energieträgern 2 ) werden die wesentlichen Probleme 
der Energiepolitik für die Zeit bis 1985 zusammen- 
fassend beschrieben. Ferner wird versucht, die mög- 
lichen Entscheidungen aufzuzeigen und ihre Konse- 
quenzen abzuschätzen. Das Dokument enthält somit 
die Grundlage und die Rechtfertigungsgründe für 
die Orientierungen, welche die Kommission in ihrer 
Mitteilung an den Rat „notwendige Fortschritte der 
gemeinsamen Energiepolitik" vorschlägt. 

KAPITEL 1 

Aussichten des Energiebedarfs 

A. Neue Aspekte des Energiemarktes 

Von 1960 bis 1970 war der Weltmarkt gekennzeich- 
net durch ein reichliches Angebot und relativ nie- 
drige Preise. 

Das billig und praktisch in unbegrenzten Mengen 
verfügbare Erdöl deckte den größten Teil des neuen 
Bedarfs, insbesondere in der Gemeinschaft, die sich 
den lebhaften Wettbewerb auf dem Mineralölmarkt 
für ihre Versorgung zunutze machte. Der Heizöl- 
preis diente als Bezugsgröße für die Festlegung der 
Preise der anderen Energieträger, denen das Heizöl 
Konkurrenz machen kann. 

Der in Expansion befindliche einheimische Energie- 
träger Erdgas teilte sich mit dem Erdöl in die 
wachsende Nachfrage und konnte den Mineralöl- 
produkten sogar einige Märkte abspenstig machen. 

Bei der durch hohe Gewinnungskosten belasteten 
Gemeinschaftskohle war die Tendenz weiter rück- 
läufig. Auf den Sektoren, auf denen sie noch einen 


besonders hohen Beitrag zur Bedarfsdeckung leisten 
kann, d. h. in der Verkokung und in der Brennstoff- 
versorgung der Wärmekraftwerke, konnte sie sich 
nur aufgrund staatlicher Stützmaßnahmen halten. 
Der im Volumen relativ begrenzte Beitrag der Ein- 
fuhrkohle ist von gewisser Bedeutung für bestimmte 
Verbraucher, vor allem die Eisen- und Stahlindu- 
strie. 

Die Kernindustrie war durch den niedrigen Preis 
der herkömmlichen Energie wie auch durch die 
Trägheit, die das massive Vordringen neuer Tech- 
niken kennzeichnet, in ihrem Aufschwung gehemmt. 

Konjunkturbedingt oder auch infolge politischer Er- 
eignisse war für einige Energieträger in diesem 
Zeitraum die Marktlage zuweilen angespannt, so 
zum Beispiel bei Kokskohle 1969 bis 1970, bei Erdöl 
1967 und 1970 bis 1971. Insgesamt konnte jedoch die 
Gemeinschaft sich in diesen zehn Jahren zu sehr 
günstigen Bedingungen mit Energie versorgen. 

Seit 1970 zeichnet sich unter dem Einfluß verschie- 
dener Faktoren ein Wandel in der Marktstruktur 
ab. 

Während das Übergewicht des Erdöls in der Dek- 
kung des Bedarfs auf die Dauer feststeht, dürften 
sich die Angebotsbedingungen gegenüber der Ver- 
gangenheit verschlechtern. Einmal zeigt die Entwick- 
lung des Weltbedarfs, daß die Gemeinschaft sich 
sowohl bei ihren traditionellen Lieferanten als auch 
da, wo neue Quellen entdeckt werden, im Wettbe- 
werb mit anderen Abnehmern befinden wird, vor 
allem mit zwei anderen industriellen Großmächten: 
Japan und USA. Zum anderen sind sich die Erdöl- 
erzeugerländer bewußt geworden, welche Vorteile 
ihnen ein Verkäufermarkt bieten würde. Sie haben 
sich über die Besteuerung eine Erhöhung der ihnen 
aus der Erdölgewinnung zufließenden Einkommen 
verschafft und trachten nun danach, die Bewirt- 
schaftung ihrer Bodenschätze selbst in die Hand zu 
nehmen. 

Alles deutet somit darauf hin, daß die problemlose 
Versorgungslage der 60iger Jahre kaum anhalten 
wird. Das rechtfertigt eine Untersuchung der lang- 
fristigen Tendenzen von Angebot und Nachfrage 
unter Einordnung der Gemeinschaft in den größeren 
Rahmen des internationalen Marktes. Auf diese 
Weise können die Probleme definiert werden, wel- 
che die Energiepolitik zu lösen haben wird. 

Das Jahr 1985 wurde als Zeithorizont gewählt, und 
zwar nicht im Sinne eines Termins, für den eine 
bestimmte Situation vorausgesehen wird, sondern 


1) Der Primärenergiebedarf in der Gemeinschaft - Aus- 
sichten 1975-1980-1985 

2 ) — Mittelfristige Vorausschätzungen und Orientierun- 

rungen für den Mineralölsektor 
— Mittelfristige Vorausschätzungen und Orientierun- 
gen für den Erdgassektor 

— Zweites Hinweisendes Nuklearprogramm für die 
Gemeinschaft 
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als Anhaltspunkt zur Abschätzung der Verhältnisse, 
die während des Zeitabschnitts von 1980 bis 1990 
auf dem Energiemarkt herrschen werden. Auf diese 
Weise können neben der weiteren Entwicklung der 
heute beobachteten Tendenzen auch verschiedene 
Vorausplanungshypothesen über längerfristige 
Strukturveränderungen berücksichtigt werden 3 ). 

B. 

Schon heute ist die Gemeinschaft in ihrer Energie- 
versorgung großteils auf Einfuhren angewiesen. Die 
Entwicklung des Bedarfs in den anderen Wirt- 
schaftsräumen der Welt wird künftig in noch stär- 
kerem Maße als bisher ein Faktor sein, dem die 
Energiepolitik Rechnung tragen muß. 

Obwohl Grad und Typ der wirtschaftlichen Entwick- 
lung eines jeden Landes die Aussichten für die Zu- 


nahme des Energiebedarfs beeinflussen, wird die 
Nachfrage auf weltweiter Ebene in Zukunft mit 
Sicherheit noch stark ansteigen. 

Die nachfolgenden Schätzungen beruhen zwangs- 
läufig auf weniger eingehenden Untersuchungen, als 
sie zur Ermittlung des Bedarfs der Gemeinschaft ge- 
dient haben. Trotz der Unsicherheiten, die sie ent- 
halten, geben sie ein - zumindest größenordnungs- 
mäßig - ausreichendes Bild der Probleme, welche 
die Welt zur Sicherung ihrer Energieversorgung in 
nächster Zeit lösen muß. 

Die mittlere jährliche Zuwachsrate des Energiever- 
brauchs in der Welt betrug + 4,5 v. H, im Zeitraum 
1960/1970. Diese Rate könnte von 1970 bis 1985 auf 
+ 6 v, H. steigen. Zu diesem Zeitpunkt würde sich 
dann der Energiebedarf auf 16 Mrd, t SKE belaufen. 


Weltenergiebedarf - Aussichten 1985 (in Mio t SKE) 


Lage 1970 Aussichten 1985 



Feste 

flüss. 


Primär- 

Energie 

Feste 

flüss. 1 


Primär- 

Energie 


Brenn- 

Brenn- 

Erdgas 

Elektri- 

Brenn- 

Brenn- 

Erdgas 

Elektri- i 


Stoffe 

Stoffe 

zität 

insg. 

Stoffe 

Stoffe 

j 

zität 

insg. 

Industrieländer 
mit Markt- 
wirtschaft 

1110 

1910 

820 

280 

4120 

1100 

4430 

i 

2050 

1770 

9350 

davon: EWG 
(zehn Länder) 

363 

685 

88 

83 

1219 

255 

1410 

345 

345 

2355 

USA 

480 

1050 

680 

80 

2290 

670 

1700 

1130 

700 

4200 

Japan 

90 

290 

5 

25 

410 

105 

760 

10 

175 

1050 

Länder mit 

zentralisierter 

Planwirtschaft 

1180 

445 

325 

65 

2015 

1870 

/ 

| 

1520 

1150 

260 

4800 

Entwicklungs- 

länder 

125 

330 

70 

40 

565 

230 

i 

1100 

250 

220 

1800 

Welt insgesamt 

2415 

2685 

| 1215 

?' 385 

6700 

3200 

7050 

3450 

2250 

1 15950 

! 

(Gesamtbedarf ; 
in Mio t Rohöl- 
einheiten) 

1690 

1880 

850 

270 

r 

i 

4690 

2240 

4935 

2415 

j 1575 

11165 


Der Bedarf der „Industrieländer mit Marktwirt- 
schaft" wird in 15 Jahren etwas mehr als doppelt 
so hoch wie heute sein. Die meisten dieser Länder 
werden nur einen - je nach Fall mehr oder weniger 
großen - Teil ihres Verbrauchs mit einheimischen 
Energieträgern decken können. Sie werden sich also 
zunehmende Mengen auf dem Weltmarkt beschaffen 
müssen. 

Das gilt vor allem für Erdöl (etwa 3,5 Milliarden t 
SKE müssen eingeführt werden). Die derzeitige und 
künftige Position der drei wichtigsten Wirtschafts- 


räume (EWG - USA - Japan) weist jedoch, was die- 
sen Energieträger betrifft, einige nicht ganz unbe- 
deutende Unterschiede auf: 

— während in den Vereinigten Staaten der Anteil 
des Erdöls in den nächsten 15 Jahren gering- 
fügig zurückgehen wird (von 45 v. H, auf 40 v. H.) ; 


3 ) Zur Bedeutung der Bezugstermine auf mittlere und 
lange Sicht bei den energiewirtschaftlichen Aussichten 
siehe „Der Primärenergiebedarf in der Gemeinschaft - 
Aussichten 1975-1980-1985" S, 4 
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— wird sich in der Gemeinschaft wie auch in Japan 
die Entwicklung des Erdölanteils in umgekehrter 
Richtung vollziehen (von 55 auf 60 v. H. bzw. 
auf 72 v. H.). 

In der Struktur des Mineralölverbrauchs sind in den 
Vereinigten Staaten Mineralölprodukte für „An- 
triebszwecke" eindeutig vorherrschend (ca. 60 v. H.); 
die Raffinerien, die auf diese Nachfrage eingestellt 
sind (Rückstands-Heizöle machen nur 13 v. H. aus), 
konnten ohne Schwierigkeiten teure Rohöle ver- 
arbeiten, da die Hauptprodukte hohen Handelswert 
haben. Ganz anders ist die Lage in der Gemein- 
schaft und in Japan, wo Schwer- und Leichtöle für 
„Heizzwecke" in Industrie und Haushaltssektor die 
wichtigsten Erzeugnisse sind (Heizöl insgesamt 65 
bzw. 75 v. H.); infolgedessen wirkt sich jede Erhö- 
hung der Rohölkosten auf die Preise dieser Pro- 
dukte aus und berührt die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit. 

Bei dieser Sachlage ist es naheliegend, daß die 
traditionellen Kunden auf dem Welterdölmarkt 
(Europa und Japan) und die neuen Abnehmer, d. h. 
die Vereinigten Staaten (die wahrscheinlich ein 
Viertel ihres gesamten Energiebedarfs mit einge- 
führtem Mineralöl decken müssen), auf dem künfti- 
gen Markt nicht die gleiche Position haben können. 

Die „Länder mit zentralisierter Planwirtschaft" wer- 
den 1985 zweieinhalbmal soviel Energie wie 1970 
verbrauchen, und die Struktur ihres Verbrauchs 
wird sich wahrscheinlich erheblich ändern. 

Über 55 v. H. des Bedarfs werden heute mit festen 
Brennstoffen gedeckt; 1985 wird ein Anteil in dieser 
Höhe auf die Kohlenwasserstoffe insgesamt entfal- 
len. Diese Annäherung an die Struktur der „Indu- 
strieländer mit Marktwirtschaft" läßt indessen noch 
einen großen Wachstumsspielraum für feste Brenn- 
stoffe. 

Bei dem für diese Länder in Betracht gezogenen ver- 
stärkten Einsatz von Kohlenwasserstoffen wird die 
allgemein für diesen Wirtschaftsraum geltende 
Hypothese der vollen Autarkie zweifelhaft. Zwin- 
gende regionale oder wirtschaftspolitische Erforder- 
nisse könnten diese Länder veranlassen, ihren An- 
teil am Weltenergieaustausch zu vergrößern. 

Der Energieverbrauch der „Entwicklungsländer" 
wird sich im Zeitraum 1970/1985 wahrscheinlich ver- 
dreifachen, doch dürfte er npch unter einem Achtel 
des Weltbedarfs bleiben. 

Innerhalb des Gesamtgefüges, das die Entwicklungs- 
länder bilden, bestehen von Gebiet zu Gebiet oder 
von Land zu Land grundlegende Strukturunterschie- 
de, sowohl in bezug auf den wirtschaftlichen Entwick- 
lungsstand als auch hinsichtlich des Energiebedarfs 
und der Energievorkommen oder der Entfernung zu 
diesen. Der Bedarfsanstieg wird sich also in allen 
diesen Ländern nicht einheitlich vollziehen, und er 
wird von Fall zu Fall sehr stark vom Erfolg oder 
vom Zurückbleiben im Entwicklungsprozeß abhän- 
gig sein. 


Im übrigen besitzen einige dieser Länder den 
größten Teil der Energievorkommen der Welt, doch 
wird sich ihr eigener Mehrbedarf nur geringfügig 
auf die Verfügbarkeiten auf dem Weltmarkt bis 
1985 auswirken. 

Trotz des schnelleren Bedarfsanstiegs in den Ent- 
wicklungsländern wird sich ihr Abstand gegenüber 
den Industrieländern zweifellos nur wenig verrin- 
gern. Im Jahre 1985 dürfte sich der mittlere Pro- 
Kopf-Energieverbrauch in den Industrieländern auf 
10 900 kg SKE belaufen, in den Ländern mit Plan- 
wirtschaft auf 3300 kg SKE und in sämtlichen Ent- 
wicklungsländern auf 700 kg SKE belaufen. Somit 
wird mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung nur 
ein Zehntel der verfügbaren Energie in Anspruch neh- 
men. 

Welche Ungewißheiten auch immer die Voraus- 
schätzung der Bedarfsentwicklung in einigen Län- 
dern oder Ländergruppen belasten - es kann, auch 
bei gebührender Berücksichtigung der Lage bei den 
übrigen Energieträgern, kein Zweifel bestehen, daß 
die Probleme der Weltenergieversorgung in den 
nächsten 15 Jahren im wesentlichen die Kohlen- 
wasserstoffe betreffen werden, die zwei Drittel des 
Bedarfs decken werden. 

C. Der Energiebedarf der Gemeinschaft 4 ) 

Jede Schätzung des künftigen Energiebedarfs muß 
von einer Hypothese für das Wirtschaftswachstum 
ausgehen. Es scheint vernünftig, in der Gemein- 
schaft mit einem weiteren Wachstum in der Grö- 
ßenordnung wie in den letzten 20 Jahren von jähr- 
lich durchschnittlich 5 v. H. zu rechnen. Diese An- 
nahme beruht im wesentlichen auf der Perspektive 
einer Verbesserung der Produktivität. Diese läßt 
sich - vor allem bei der voraussichtlichen Entwick- 
lung auf dem Arbeitsmarkt - nur durch verstärkte 
Mechanisierung, also durch steigenden Energiever- 
brauch erreichen. Man darf gewiß nicht außer acht 
lassen, daß technische Fortschritte ein Absinken des 
spezifischen Verbrauchs bewirken könnten, doch 
werden neben der Tatsache, daß in einigen Sektoren 
(z. B. herkömmliche Wärmekraftwerke und Hoch- 
öfen) die Möglichkeiten der Leistungsverbesserung 
bereits geringer werden, andere Faktoren die stei- 
gende Tendenz fördern, z. B. der Mehrverbrauch auf 
Grund von Umweltschutzmaßnahmen. 

Ein weiteres Argument für die hier gewählte Wachs- 
tumshypothese ist die Überlegung, daß es sinnvoll 
erscheint, bei den Optionen der Energiepolitik nicht 
von einem Rückgang der Wirtschaftstätigkeit im 
Vergleich zu früheren Jahren auszugehen, was bei 
der heutigen Lage der Dinge rein spekulativ wäre. 


4 ) Das Dokument „Der Primärenergiebedarf der Gemein- 
schaft - Aussichten 1975-1980-1985" (Dok. XVII/53/72) 
enthält eine Beschreibung der Methode, nach der der 
Energiebedarf geschätzt wurde, und detaillierte Anga- 
ben für jeden Verbrauchssektor. 
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Schon heute steht fest, daß mehr als die Hälfte des 
Bedarfs durch Energieeinfuhren gedeckt werden 
muß. Darum ist es - bei aller gebotenen Vorsicht 
angesichts der Ungewißheiten, mit denen jede Schät- 
zung des künftigen Bedarfs unvermeidlich belastet 
ist - besser, die Mengen, die sich die Gemeinschaft 
auf dem Weltmarkt beschaffen muß, nicht zu knapp 
anzusetzen. 

Auf dieser Grundlage läßt eine vernünftige Schät- 
zung voraussehen, daß der Energiebedarf im Mittel 
um jährlich 5,2 v. H. zunehmen wird, also etwas 
weniger als in der Zeit zwischen 1960 und 1970 
(+ 6,2 v. H.). Damit würde der Gesamtbedarf der 
Gemeinschaft von 973 Mio t SKE im Jahre 1970 auf 
2000 Mio t SKE (1400 Mio t Rohöleinheiten) im Jahre 
1985 ansteigen, davon neun Zehntel für den Inlands- 
verbrauch 5 ). 

Diese Aussichten sind auf lange Sicht zu sehen, d. h. 
sie vernachlässigen die Konjunkturschwankungen, 
die sich von einer Konjunkturphase zur anderen an- 
nähernd ausgleichen dürften. So darf beispielsweise 
wohl angenommen werden, daß die 1971 und 1972 
beobachtete Abschwächung im Wirtschaftswachstum 
in der Folge wieder aufgeholt werden kann. Die 
Zahl von 2000 Mio t SKE gibt also die wahrschein- 
liche Höhe des Bedarfs an und ermöglicht es, Um- 
fang und Besonderheiten der Hauptprobleme der 
Energieversorgung der Gemeinschaft um 1985 zu er- 
fassen. 

Ein Teil des Energiebedarfs kann als „spezifisch" 
bezeichnet werden in dem Sinne, daß er beim der- 
zeitigen Stand der Technik und angesichts der 
Zwangsläufigkeiten und der langfristigen Bindung 
der Investitionen nur durch eine ganz bestimmte 
Energiequelle oder Energieform gedeckt werden 
kann. Dem gleichzustellen ist der Bedarf, der ge- 
deckt wird von Energieträgern, die auf jeden Fall 
verfügbar sind, sei es aus technischen Gründen, sei 
es auf Grund ihrer Angebotsbedingungen oder auch, 
weil es Energieträger sind, deren Entwicklung tech- 
nologischen Erfordernissen entspricht. 

Der übrige Bedarf, bei dem verschiedene Energie- 
träger im Wettbewerb miteinander stehen, macht 
etwa 65 v. H. des Gesamtbedarfs aus. Somit dürfte 
1985 ein Bedarfsvolumen von 1100 bis 1200 Mio t 
SKE (770 bis 840 Millionen Tonnen Rohöleinheiten) 
dem Spiel des Wettbewerbs auf dem Gemeinschafts- 
markt unterliegen; dies ist im wesentlichen auch der 
Bereich, in dem die Energiepolitik sich auswirken 
könnte. Diese Zahl ist jedoch nur ein oberer Wert, 
denn selbst bei diesem Teil der Nachfrage spielen 
Trägheitsmomente eine Rolle, die einem völlig 
freien Fluß des Marktgeschehens entgegenstehen. 

Der Wettbewerb zwischen substituierbaren Ener- 
gien wird sich unter anderen Bedingungen als in der 
jüngsten Vergangenheit abspielen, denn die Krite- 
rien, nach denen der Verbraucher seine Wahl trifft, 
wandeln sich. Das gilt sowohl für den einzelnen 
Verbraucher als auch für den Gesamtverbrauch. Die 


beiden traditionellen Kriterien Qualität und Preis 
werden ausschlaggebend bleiben, doch dürften sie 
inhaltlich bedeutsamer werden. 

Neben der Eigenqualität des Produktes und des 
Dienstes, den es leistet, wird man seine Wirkungen 
auf die Umwelt berücksichtigen, und auch das Kri- 
terium des niedrigsten Preises wird in zunehmen- 
dem Maße einer Wertung unter diesem Gesichts- 
punkt unterworfen sein. 

Ferner werden die Bedingungen, zu denen die Ener- 
gie künftig angeboten wird, ebenso wie die neuen 
Umweltschutz-Erfordernisse noch stärker als bisher 
zur möglichst rationellen Nutzung der Energie zwin- 
gen. Schließlich wird, wie bereits in der „Ersten 
Orientierung" unterstrichen wurde, die Sicherheit 
der Lieferungen neben dem niedrigen Preis als 
Ziel im Vordergrund stehen müssen. 


KAPITEL 2 

Entwicklung der Angebotsverhältnisse bei den 
wichtigsten Energieträgern 

Wenn sich die künftige Entwicklung des Energie- 
bedarfs in der Gemeinschaft in etwa voraussehen 
läßt, so ist eine Untersuchung über die künftigen 
Bedingungen, zu denen die einzelnen Energieträger 
angeboten werden, schon erheblich schwieriger. 
Neben der Entwicklung technischer und wirtschaft- 
licher Faktoren kann das Angebot auch von politi- 
schen Konstellationen beeinflußt werden, die nur 
schwer vorauszusehen sind. 

Es sollen hier nur die Haupttendenzen der Ange- 
botslage für diejenigen Energieträger untersucht 
werden, die bei der Deckung des sogenannten „sub- 
stituierbaren" Bedarfs in Wettbewerb treten kön- 
nen: Erdöl, Erdgas, Kohle und Kernenergie. Dies 
sind auch die Energieträger, bei denen die Versor- 
gungsprobleme weltweites Ausmaß annehmen. 

A. Erdöl 6 ) 

Die großen Erdölvorkommen in der Welt werden 
allgemein als ausreichend für die Deckung des Be- 
darfs bis zu dem Zeitpunkt, da die Kernenergie die 
fossilen Brennstoffe ablösen kann, angesehen. Da- 


5 ) Der Gesamtbedarf umfaßt neben dem Inlandsbedarf 
auch die Ausfuhren und die Bunkerungen. Die Schät- 
zung dieser beiden letzten Posten, die hier mit etwa 
185 Mio. t SKE (130 Millionen Tonnen Rohöleinheiten) 
angesetzt sind, weist einen höheren Unsicherheitsgrad 
auf als die Schätzung des Inlandsverbrauchs. Es emp- 
fiehlt sich jedoch, sie zu berücksichtigen, um sich eine 
Vorstellung davon zu machen, welche Gesamtmengen 
an Energie für das innere Funktionieren eines Wirt- 
schaftsblocks und die Aufrechterhaltung seiner Bezie- 
hungen zur Außenwelt erforderlich sind. 

6 ) Näheres siehe: „Mittelfristige Vorausschätzungen und 
Orientierungen für den Erdölsektor" 
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gegen besteht große Ungewißheit darüber, unter 
welchen Bedingungen dieses Erdöl dem Verbraucher 
zur Verfügung gestellt werden kann, vor allem in 
der Gemeinschaft. Diese muß ihren Bedarf an Rohöl 
zu etwa 95 v. H. aus Einfuhren decken. Selbst wenn 
künftig ein zunehmender Teil dieser Einfuhren aus 
relativ nahegelegenen Räumen kommt (Nordsee), 
wird die Gemeinschaft doch noch für den größeren 
Teil ihres Bedarfs auf weit entfernt liegende Ge- 
biete angewiesen sein. 

In den Jahren 1970 bis 1971 hat sich das Gesicht des 
Erdölmarktes stark gewandelt. Die angespannte 
Lage sowohl bei der Rohölnachfrage als auch auf 
dem Frachtmarkt hat günstige Voraussetzungen für 
starke Preisanhebungen geschaffen. Ihre Bedeutung 
darf indessen nicht überschätzt werden, soweit es 
darum ging, die Geldentwertung und die langsame 
Verminderung der Einnahmen der Erzeugerländer 
auszugleichen. Die in jüngster Zeit zwischen den Er- 
zeugerländern und den großen Mineralölgesellschaf- 


ten geschlossenen Abkommen lassen eine ziemlich 
genaue Schätzung der Angebotsbedingungen für 
Rohöl bis 1975 zu. 

Die mittleren Kosten frei Lieferort 7 ) für nordafri- 
kanisches Rohöl haben sich in der Zeit zwischen An- 
fang 1970 und Ende 1971 von 11 $/t auf 18 $/t er- 
höht. Diese Erhöhung beruht ausschließlich auf der 
neuen Besteuerung, die sich für Erdöl aus dem Mit- 
telmeerraum um 7 $/t und für Rohöl aus dem Per- 
sischen Golf um 3,5 $/t erhöht hat. Bis 1975 ist zum 
Ausgleich für die jüngste Dollar- Abwertung 8 ) mit 
einem weiteren Anstieg um 3 $/t für Erdöl aus dem 
Mittelmeerraum und 2,5 $/t für Erdöl aus dem Mitt- 
leren Osten zu rechnen. Diese Kostensteigerungen 
werden sich in den Preisen niederschlagen, vor 
allem in den Preisen für Gasöl und schweres Heiz- 
öl, die als Referenzpreis für die übrigen Energie- 
träger dienen. Schweres Heizöl wird im allgemei- 
nen zwischen 3 und 4 $/t unter dem Rohölpreis 
notiert. 


Entwicklung der Kosten für Rohöl aus 



Saudi-Arabien 1970- 

(als Beispiel) 

-1975 



Vor Teheran-Tripolis 

Nach Teheran- 
Tripolis 

1975 

— Gewinnungskosten 
einschl. Abgaben 
und Steuern 

— Transportkosten bis 

Rotterdam und Gewinn 
der Gesellschaften 

7,5 S/t 

9,3 S/t 

i 

ll S/t 

9,3 S/t 

13,5 S/t 

9,3 S/t 

Total 

17 S/t (12 S/t SKE) 

20 S/t 
(14 S/t SKE) 

23 S/t 
(16 S/t SKE) 


Auf dem Transportsektor sind die Aussichten auf 
mittlere Sicht relativ günstig; solange die verfüg- 
bare Kapazität die Nachfrage übersteigt, ist nur mit 
einem mäßigen Anstieg der Frachtraten zu rechnen. 
Auf längere Sicht ist noch nicht ohne weiteres ab- 
zusehen, zu welchen Bedingungen die etwa 3 Mil- 
liarden t Erdöl - mit diesem Volumen ist 1985 zu 
rechnen - befördert werden; es besteht jedoch kein 
Grund zu der Annahme, daß die Frachtsätze erheb- 
lich steigen werden, solange die Möglichkeit des 
Kostenvorteils bei Transport in Supertankern be- 
steht. 

Für die Zeit nach 1975 bleiben indessen noch zahl- 
reiche Unsicherheitsfaktoren hinsichtlich der Kosten 
des Erdöls. Bei einigen Kostenelementen ist mit 
steigender Tendenz zu rechnen: 

— Die Erschließung von Vorkommen mit höheren 
Förderkosten könnte zu einem weiteren Kosten- 
anstieg führen. 


— die Politik der Erdölförderländer, die viele Jahre 
lang auf Erhöhung des Gewinns durch Absatz- 
steigerung gerichtet war, könnte in einigen Fäl- 
len auf Erhöhung der Erlöse je Mengeneinheit 
umschwenken. Die zunehmende Einflußnahme 
der Förderländer auf ihr Erdölvorkommen - di- 
rekt oder über die Besteuerung - kann sich, zu- 
mal angesichts der starken Zunahme des Welt- 
bedarfs, preissteigernd auswirken. 

— Reichliches Angebot ist an eine gewisse Ent- 
wicklung der Investitionen in der Erdölprospek- 
tion gebunden, die mit steigendem Bedarf zu- 
nehmen. Ob im Rahmen der heutigen Strukturen 
oder im Rahmen einer stärkeren Beteiligung der 
Förderländer - die Sicherung einer diversifizier- 
ten Erdölversorgung zu niedrigen Preisen ist 


7 ) Ohne Gewinnmarge der Gesellschaften 

8 ) Genfer Abkommen vom Februar 1972 
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gebunden an die Aufrechterhaltung einer aus- 
reichenden Investitionskapazität. 

Angesichts der erwähnten Ungewißheiten könnten 
sich andere Faktoren im Sinne einer Entspannung 
auswirken: 

— Die Interessen der verschiedenen Förderregionen 
werden sich nicht unbedingt decken; die beson- 
deren wirtschaftlichen oder sonstigen Erforder- 
nisse in einigen dieser Gebiete könnten dazu 
beitragen, daß sich ein gewisser Wettbewerb 
zwischen Erdöl verschiedener Herkunft hält; 

— die Diversifizierung der Versorgungsquellen 
wird die Bedeutung einiger Förderregionen ver- 
mindern. Unter dieser Sicht wird der Entdek- 
kung neuer Lagerstätten wie z. B. in der Nord- 
see besondere Bedeutung zukommen. 

Der Umfang der zur Zeit bekannten Vorkommen in 
der Nordsee berechtigt nicht zu der Hoffnung, daß 
sie in stärkerem Maße zur Deckung des Bedarfs der 
Sechser-Gemeinschaft beitragen werden. In der er- 
weiterten Gemeinschaft jedoch werden sie sich auf 
die Erdöleinfuhrbilanz günstig auswirken. Auf jeden 
Fall dürften sie den Nachfragedruck auf andere 
Förderregionen verringern. 

In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, daß 
Japan - wie die Gemeinschaft - für seinen Erdöl- 
verbrauch, der 1985 wahrscheinlich etwa 500 bis 
600 Millionen t betragen wird, in vollem Umfange 
auf Einfuhren angewiesen ist. Die Vereinigten Staa- 
ten, die bis vor kurzem noch Erdöl-Selbstversorger 
waren, werden zunehmend Erdöl einführen und 
nach Ansicht einiger Beobachter schon 1980 zwi- 
schen 30 und 50 v. H. ihres Bedarfs aus Einfuhren 
decken. Der Mittlere Osten, Hauptlieferant der Ge- 
meinschaft heute und morgen, wird vermutlich zum 
großen Teil auch diese beiden anderen Verbrauchs- 
gebiete beliefern. 

Diese widersprüchlichen Faktoren veranschaulichen 
zur Genüge, welche Ungewißheiten auf lange Sich! 
hinsichtlich der Rohölkosten bestehen. 


B. Erdgas 9 ) 

Das Erdgas könnte, wenn es in ausreichenden Men- 
gen zur Verfügung stünde, nahezu ein Drittel des 
Energiebedarfs' decken. Aus den bisher bekannten 
Vorkommen auf dem Festland der Gemeinschaft 
oder auf dem Festlandsockel werden jedoch im 
Jahre 1985 voraussichtlich höchstens 230 oder 240 
Milliarden m 3 gefördert werden 10 ). 

Neben dieser einheimischen Förderung müssen zur 
Deckung der Nachfrage zunehmende Mengen Erd- 
gas eingeführt werden. Nach den derzeit vorliegen- 
den Informationen könnten diese Einfuhren schon 
vor 1980 etwa 25 Milliarden m 3 erreichen. 


Das Erdgas ist relativ seltener Energieträger, aber 
kostengünstiger als Erdöl. Die Preise tendieren 
dazu, sich denen für die Erdölprodukte anzuglei- 
chen, die es substituieren kann (vor allem Heizöl 
und Gasöl). 

Grundsätzlich stellen sich die Einfuhren aus Dritt- 
ländern im Preis (frei Grenze) teurer als einheimi- 
sches Gas. Das gilt vor allem für das im flüssigen 
Zustand beförderte Gas, das eine Reihe beträcht- 
licher Investitionen und technisch komplizierte Ver- 
fahren erfordert. Der Transport über Rohrfernlei- 
tungen ist technisch einfacher, erfordert aber eben- 
falls erhebliche Investitionen. 

Als Hinweis sei angegeben, daß 1970 für langfri- 
stige Verträge folgende Preise abgeschlossen wur- 
den (in $ pro t SKE): 

— Niederländisches Gas (frei Grenze) 9,1/11,2 

— Nordafrikanisches Gas 

(cif + Wiedervergasung) 11,9/14,0 

— Russisches Gas (frei Grenze) 9,8/11,2 

Die Aussichten für die Förderung in der Gemein- 
schaft nach 1980 hängen davon ab, in welchem Um- 
fang neue Vorkommen auf dem Festlandsockel ent- 
deckt werden. 

Für die Einfuhr bieten beträchtliche Vorkommen in 
Nordafrika, in der UdSSR und im Mittleren Osten 
bedeutende Steigerungsmöglichkeiten. Einige der 
Spannungsfaktoren, die den Erdölmarkt bedrohen, 
gelten auch für diesen internationalen Erdgasmarkt, 
zumal sich auch hier ein Anstieg der Nachfrage an- 
kündigt. Wie beim Erdöl treten Japan und die Ver- 
einigten Staaten bei einigen der potentiellen Haupt- 
lieferanten der Gemeinschaft als Käufer auf. 

Schon jetzt konnte ein Aufwärtstrend bei den Erd- 
gaspreisen beobachtet werden. Für niederländisches 
Gas, auf das über die Hälfte der einheimischen 
Förderung entfällt, hat sich die Bindung an den 
Heizölpreis in letzter Zeit verstärkt. Die jüngsten 
Einfuhrverträge für Flüssiggas aus Algerien mit 
Lieferbeginn zwischen 1975 und 1980 wurden zu 
etwa um ein Drittel höheren fob-Preisen abgeschlos- 
sen. Angesichts der steigenden Kosten der Erdgas- 
tanker hat sich der Preis frei Lieferort um 2,8 bis 
4,9 $ je t SKE erhöht. Diese Preise sind denen ver- 
gleichbar, die das Erdöl 1975 auf Grund der Abkom- 
men von Teheran und Tripolis erreichen wird. 

Bei der derzeitigen Lage kann also mit vollem 
Recht angenommen werden, daß der Erdgaspreis 
auch künftig von dem Preis der Mineralölprodukte 
beeinflußt werden wird, und es ist nicht auszu- 


9 ) Siehe „Mittelfristige Vorausschätzungen und Orien- 
tierungen für den Erdgassektor in der Gemeinschaft". 

10 ) Kubikmeter zu 8400 kcal. 
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schließen, daß er unter dem Druck einer das Ange- 
bot wesentlich übersteigenden Nachfrage über diese 
Parität hinausgehen könnte. 

C. Steinkohle 

Der Rückgang der Steinkohlenförderung in der Ge- 
meinschaft wird sich zweifellos nicht so rasch voll- 
ziehen, wie es die wirtschaftlichen Angebotsbedin- 
gungen gebieten würden, sondern er wird in erster 
Linie durch die politischen Entscheidungen über die 
Ausrichtung der Produktion beeinflußt. 

Berücksichtigt man den Bedarf an Kokskohle und 
den Rückgang im Verbrauch von Kesselkohle, so 
kann man die Hypothese aufstellen, daß bei Zu- 
grundelegung des heutigen Preisniveaus (mittlerer 
Erlös der Zechen 1971 : ± 20 $/t SKE, Preis des 
Heizöls ohne Steuern : 12 bis 14 $/t SKE) die För- 
derung 1985 100 Mio. Tonnen nicht mehr spürbar 
übersteigt. Diese Hypothese geht davon aus, daß 
Rationalisierung und Leistungsverbesserung den 
Kostenanstieg auffangen können. 

Der Steinkohlenbergbau der Gemeinschaft dürfte in 
der Hauptsache den Bedarf an Kokskohle decken 11 ). 
Die mit dieser Produktion anfallende Kesselkohle 
könnte an die Kraftwerke gehen, sofern sie zu wett- 
bewerbsfähigen Preisen angeboten wird und soweit 
die notwendigen Anlagen - Kohlefeuerung (mono- 
valent) oder Mischfeuerung - vorhanden sind. Hier- 
zu ist zu bemerken, daß der Beitrag, den die Ge- 
meinschaftskohle zur Flexibilität der Versorgung 
der Kraftwerke leisten kann, durch die Anlagen- 
struktur begrenzt ist. 

Angesichts der führenden Rolle des Heizölpreises 
und je nach dessen Höhe könnte die Einfuhrkohle 
in zunehmendem Maße für die Deckung des Bedarfs 
der Kraftwerke in Betracht kommen, soweit sie den 
Qualitätskritikern hinsichtlich des Umweltschutzes 
entspricht und ihr Preis genügend stabil ist, um die 
geringere Flexibilität in der Verwendung auszu- 
gleichen. 

Man darf indessen von verstärkten Einfuhren an 
Kesselkohle nicht zuviel erwarten hinsichtlich einer 
preisregulierenden Wirkung. Selbst wenn günstige 
Förder- und Transportkosten in manchen Fällen der 
Kesselkohle eine gute Wettbewerbsstellung bei den 
küstenarmen Kraftwerken der Gemeinschaft garan- 
tieren, bleibt der Kalorienpreis des Heizöls der Maß- 
stab für die Festsetzung des Preises für Einfuhr- 
kohle. Soweit jedoch die Kosten der Einfuhrkohle 
frei Lieferort niedriger werden als der Heizöl- 
preis für den Verbraucher, wird letzterem damit 
zweifellos eine Höchstgrenze gesetzt. 

Der Welthandel mit Kesselkohle war bisher relativ 
begrenzt, wird aber mit der Erschließung neuer Vor- 
kommen in Australien, Kanada, Südafrika und 
Polen zunehmen. Diese Angebotsausweitung hängt 
ab von der Schaffung von Bergwerken, Landver- 


kehrsmitteln und Seehäfen. Es ist schwer zu sagen, 
zu welchem Preis diese Kohle angeboten werden 
könnte. 

Der Umfang des Weltaufkommens an Kohle würde 
es wohl gestatten, mehr Kesselkohle einzu- 
führen als die 30 bis 40 Mio. t SKE, die eine an- 
nehmbare Hypothese für 1985 darstellen. Eine er- 
hebliche Steigerung der Einfuhr von Kesselkohle 
würde jedoch nicht ohne Preisanstieg abgehen. Zu- 
dem müßten, wenn man 1985 ein höheres Einfuhr- 
volumen erreichen wollte, die notwendigen Vor- 
kehrungen schon recht bald getroffen werden. 


D. Kernenergie 12 ) 

Die Kernenergie kann die Abhängigkeit der Ge- 
meinschaft von der Einfuhr fossiler Brennstoffe und 
vor allem auch von der Erdöleinfuhr verringern. So 
ist sie nicht nur ein Faktor, der zur Diversifizierung 
und damit zu erhöhter Sicherheit der Energiever- 
sorgung beitragen kann, sondern sie kann auch 
einen Druck auf die Preise der konkurrierenden 
Energieträger ausüben, da sie schon heute und auf 
die Dauer die billigste Energiequelle zur Stromer- 
zeugung im Grundlastbereich ist. 

Uran bietet in bezug auf die Sicherheit der Versor- 
gung solche Vorteile, daß es einem einheimischen 
Energieträger gleichgestellt werden kann, wenn- 
gleich die bekannten Uranvorkommen in der Ge- 
meinschaft zwar nicht ganz gering, aber auch nicht 
sehr umfangreich sind. Uran ist in der Welt weit 
gestreut, die Lagerstätten sind reich und liegen im 
allgemeinen in Gebieten, die ausreichende Gewähr 
für die Kontinuität der Lieferungen bieten. Uran 
hat ein hohes Energiepotential je Gewichtseinheit, 
was -die Beförderungsprobleme und -kosten ver- 
ringert und die Lagerung erleichtert. 

Im Augenblick ist das Weltangebot an Natururan 
weit höher als die Nachfrage, und es dürften sich 
keine Mengenprobleme für die Versorgung des Ge- 
meinschaftsmarktes bis 1985 stellen. 

In ihrer Versorgung mit angereichertem Uran ist 
die Gemeinschaft zur Zeit in vollem Umfang vom 
Ausland abhängig, praktisch von einer einzigen Ver- 
sorgungsquelle. Können die Aussichten, was die 
verfügbaren Mengen betrifft, auf kurze Sicht noch 
als befriedigend angesehen werden, so gilt das nicht 
mehr vom Ende dieses Jahrzehnts an. Vergleicht 
man den kumulierten Weltbedarf an angereichertem 
Uran in den nächsten Jahren mit der kumulierten 


11) Die Kokskohle stellt einen Sonderfall dar, da sie einen 
spezifischen Bedarf deckt, der sich dem Bereich des 
Wettbewerbs zwischen energetischen Erzeugnissen ent- 
zieht. Auf die Angebotsbedingungen für Einfuhren 
wird daher hier nicht näher eingegangen. 

12) Siehe „Zweites Hinweisendes Programm für die Kern- 
energie" 


24 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/281 


Produktion der bestehenden oder fest geplanten 
Anreicherungsanlagen - die zumeist in Nordame- 
rika liegen - so zeigt sich, daß dieser Bedarf von 
einem bestimmten Zeitpunkt an, etwa um das Jahr 
1980, nicht mehr gedeckt werden kann. 

Für dieses Problem muß bis 1974 eine Lösung ge- 
funden werden, damit die Kernkraftwerksbetreiber 
die Gewähr haben, daß ihre Kraftwerke dann auch 
ausreichend mit Brennstoff versorgt werden können. 
Die Schaffung einer Anreicherungskapazität in der 
Gemeinschaft würde wesentlich dazu beitragen, daß 
die gesetzten Ziele für die Kernenergieerzeugung 
erreicht werden; auch könnten dann alle mit dem 
Brennstoffkreislauf zusammenhängenden Tätigkei- 
ten von der Industrie der Gemeinschaft betrieben 
werden. 

Plutonium, bis 1980 noch begrenzt, wird von da an 
zunehmend in beträchtlichen Mengen verfügbar. 
Diese können in Leichtwasserreaktoren wiederver- 
wendet werden und den Bedarf an angereichertem 
Uran entsprechend verringern, vorausgesetzt frei- 
lich, daß nicht ein besseres Angebot von Drittlän- 
dern mit Energieknappheit das Plutonium der Ge- 
meinschaft dieser Bestimmung entzieht. 

Schon jetzt kann Elektrizität mit Kernenergie ko- 
stengünstiger als mit einem unter vergleichbaren 
Bedingungen betriebenen herkömmlichen Wärme- 
kraft-Werk erzeugt werden. Im Unterschied zu der 
aus fossilen Brennstoffen gewonnenen Elektrizität 
machen jedoch bei der Atomerzeugung die Anlage- 
kosten den größten Teil der Kosten aus. Auf län- 
gere Sicht dürfte die zunehmende Erfahrung der 
europäischen Kernkraftwerksbauindustrie zu einer 
relativen Senkung dieser Investitionskosten führen, 
die aber, wenn sie wirklich ins Gewicht fallen soll, 
eine stärkere Standardisierung der angebotenen 
Modelle sowie eine Mehrzahl von Aufträgen für 
jedes dieser Modelle erfordert, da der Serieneffekt 
um so ausgeprägter ist, je größer der Markt ist. 

Die bisher gefaßten Investitionsbeschlüsse bestim- 
men die nukleare Leistung, die um 1977 verfügbar 
sein wird, wenn alle vorgesehenen Kraftwerke er- 
richtet und in Betrieb sind. Nach diesem Zeitpunkt 
dürfte sich der potentielle Einsatzbereich der Kern- 
energie 13 ) erweitern und 1985 einer Leistung von 
130 GWe entsprechen. Somit könnte die Kernener- 
gie 1985, unter Berücksichtigung der bereits 1977 
betriebsfertigen Kraftwerke, eine Gesamtleistung 
von etwa 150 GWe aufbringen. 

Angesichts der voraussichtlichen weiteren Entwick- 
lung ist die Zielsetzung des Zweiten Hinweisenden 


Programms auf mindestens 100 GWe installierter 
Leistung im Jahre 1985 festgelegt worden. 

Mit der industriellen Kapazität der Gemeinschaft 
kann dieses Ziel weit überschritten werden, denn 
die Produktionskapazitäten der Komponentenher- 
steller sind gegenwärtig bei weitem nicht ausge- 
lastet. Es wird also eine gewisse Elastizität im An- 
gebot bestehen, so daß gegebenenfalls auch eine 
Beschleunigung des Kernkraftwerksbauprogramms 
bewältigt werden kann. 


KAPITEL 3 

Die zentralen Probleme der Energiepolitik 
A. Struktur der Nachfrage 

Nach den in Kapitel 1 dargelegten Aussichten für 
die Bedarfsentwicklung läßt sich ein Schema für die 
künftige Aufgliederung des Marktes auf die ver- 
schiedenen Primärenergieträger aufstellen. Dieses 
Schema erscheint angesichts der strukturellen Ent- 
wicklungen in den wichtigsten Verbrauchssektoren 
wahrscheinlich. Es beruht auf der Hypothese, daß 
möglichst niedrige durchschnittliche Kosten ange- 
strebt werden, insbesondere für die Deckung des 
dem Wettbewerb ausgesetzten Bereichs des Be- 
darfs, wobei Trägheitsmomente und Zwangsläufig- 
keiten bei einigen Nachfragesektoren zu berücksich- 
tigen sind. Es setzt ferner voraus, daß sich die Preis- 
relationen zwischen den konkurrierenden Energie- 
trägern gegenüber der heutigen Lage nicht grund- 
legend ändern. 

Im Jahre 1985 wird der Gesamtbedarf 14 ) (2000 Mio. t 
SKE) voraussichtlich zu 2 v. H. mit Braunkohle, zu 
7 v. H. mit Steinkohle, zu 1 1 v. H. mit Primärelektri- 
zität, zu 15 v. H. mit Erdgas und zu 65 v. H. mit 
Mineralöl gedeckt werden. 

13 ) Dieser potentielle Einsatzbereich entspricht dem An- 
wachsen des Parks der sogenannten nicht-privilegier- 
ten Wärmekraftwerke, d. h. der Kraftwerke, bei denen 
die Investoren ihre Wahl nach Maßgabe der Kosten 
(einschließlich Investition) der einzelnen Energieträ- 
ger treffen. 

Ausgenommen von diesem „Bestand an nicht-privi- 
legierten Kraftwerken" sind die Wasserkraftwerke, die 
zur Deckung des Spitzenbedarfs bestimmten Kraft- 
werke und die Kraftwerke, die Brennstoffe besonderer 
Art verfeuern (Braunkohle, abgeleitete Gase usw.). 

14 ) Die für nicht energetische Anwendungen und als Roh- 
stoff benötigte Energiemenge bläuft sich 1985 auf 155 
Mio t SKE und ist im Gesamtbedarf enthalten. 
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Aufgliederung der Nachfrage nach 
Energieträgern (1970-1985) 



Effektive Zahlen 



Aussichten 1985 



Mio. t SKE 

in v. H. 

Mio. t Roh- 
öleinheiten 

Mio. t SKE 

i in v. H. 

i 

Mio. t Roh- 
öleinheiten 

Steinkohle 

199 

20 

139 

137 

7 

96 

Braunkohle 

34 

3 

24 

37 

2 

26 

Erdgas , 

73 

8 

: 51 

295 

: iS 

207 

Wasserkraft 

46 

5 

32 

47 

2 

33 

Kernenergie 

4 


3 

175 

; 

9 

123 

Erdöl 

i 

617 

64 

432 

1304 

65 

912 

i 

Bedarf 

insgesamt 

973 

100 

681 

1995 

i 

100 

1397 


Eine vorsichtige Schätzung des Anteils der einhei- 
mischen Energie bei diesem Schema läßt voraus- 
sehen, daß sich die Einfuhrabhängigkeit der Gemein- 
schaft in den nächsten zehn Jahren weiter verstärkt 
und der Anteil der Energieeinfuhren von 67 v. H. 
im Jahre 1970 auf 70 v. H. 1980 ansteigen wird. 
Eine Umkehr dieser Tendenz kann erst für etwa 
1985 erhofft werden, wenn die Ziele der Kernener- 
gieerzeugung nach dem Zweiten Hinweisenden Pro- 
gramm erreicht sind; dann könnte diese Abhängig- 
keit anfangen, geringer zu werden. 

Trotz der Risiken, welche die Einfuhrabhängigkeit 
für die Energieversorgung bedeuten mag, darf auf 
keinen Fall die Autarkie als Ziel der Energiepolitik 
in Betracht gezogen werden. In der Energiewirt- 
schaft wie in allen Bereichen der Wirtschaftstätig- 
keit kann die Gemeinschaft ihre Politik nur auf 
einen Ausbau des internationalen Austausches ab- 
stellen. Die einzig möglichen Einschränkungen die- 
ses Grundsatzes ergeben sich zwingend aus der 
Forderung nach Sicherheit, die durch die heute ge- 
gebenen äußeren Umstände mehr oder weniger un- 
erläßlich geworden ist. 

B. Erdöl, entscheidender Faktor in der Versorgung 

Selbst für den Bereich, in dem verschiedene Energie- 
träger im Wettbewerb miteinander stehen, weist 
der Markt nur begrenzte Flexibilität auf. Die be- 
schäftigten Arbeitskräfte und die bestehenden Inve- 
stitionen bedingen für jede Energiequelle eine Starr- 
heit, die kurzfristige Anpassungen verhindert. 

Dieses Charakteristikum scheint auch für die abseh- 
bare Zukunft weiterbestehen zu müssen. Steigende 
Kosten der Erdölversorgung haben also nicht einen 
entsprechenden Verbrauchsrückgang zur Folge; die- 
ser Energieträger wird in jedem Falle mehr als die 
Hälfte des bis 1985 entstehenden Bedarfs decken 
und mit 900 Mio. t Rohöl der wichtigste Faktor in 
der Energieversorgung der Gemeinschaft bleiben 
(65 v. H. des Gesamtbedarfs). 


Es muß jedoch betont werden, daß dies trotz des 
beträchtlichen Bedarfsanstiegs bereits eine Verbes- 
serung oder zumindest eine relative Stabilisierung 
wäre gegenüber der Lage in den nächsten fünf bis 
zehn Jahren, der „Durststrecke“, die zu überwinden 
ist, ehe die Gemeinschaft sich allmählich von ihrer 
zu starken Abhängigkeit gegenüber dem Erdöl be- 
freien kann. Diese Stabilisierung wird zunächst von 
den „sicheren" Erdölgebieten abhängen und dann 
durch den Beitrag des Erdgases bewirkt, das in der 
Gemeinschaft gewonnen oder aus Drittländern ein- 
geführt wird. Diese Einfuhren verringern zwar nicht 
die Abhängigkeit von externen Energieträgern, bie- 
ten aber den Vorteil einer größeren Risikostreuung. 
Der zweite Stabilisierungsfaktor ist die Kernenergie, 
die erst nach 1960 zunehmend ins Gewicht fallen 
wird. 

Für die Gemeinschaft ist daher die wichtigste Frage, 
die in der Energiepolitik bis 1985 zu lösen sein wird, 
die Bewältigung dieser Übergangszeit, d. h. sie muß 
die günstigsten Bedingungen für ihre Versorgung 
mit Erdöl erzielen, das auf jeden Fall den größten 
Teil des Energiebedarfs decken wird. Es kann also 
wohl behauptet werden - ohne daß darum die Be- 
deutung der spezifischen Probleme bei den anderen 
Energieträgern und der zu ihrer Lösung notwendi- 
gen Maßnahmen bagatellisiert werden soll -, daß 
die Erdölpolitik der Angelpunkt der Energiepolitik 
der Gemeinschaft ist. Auf den folgenden Seiten wird 
daher auf die Fragen, die sich auf die übrigen Ener- 
gieträger beziehen, nur insoweit eingegangen, als 
sie den Problemkreis Erdöl berühren. 

C. Zwei Entwicklungshypothesen für den Erdölmarkt 

Angesichts der Ungewißheiten in der Entwicklung 
der Angebotsbedingungen wird man sich fragen, zu 
welchen Situationen verschiedene Arten der Ent- 
wicklung führen könnten. Die vielfältigen mög- 
lichen Hypothesen über die Entwicklung der gege- 
benen Faktoren laufen praktisch auf zwei Fälle hin- 
aus: einmal ein stabiler Markt mit einem gewissen 
Überangebot, und zum anderen ein Markt, auf dem 
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bei knapper werdendem Angebot die Preise erheb- 
lich ansteigen. 

1. Erster Fall: stabiler Markt 

Der erste in Betracht kommende Fall ist ein Markt 
mit einem Wettbewerb zwischen Erdöl verschiede- 
ner Herkunft, wie er zur Zeit herrscht. Der Preis des 
Erdöls würde in etwa der allgemeinen Preisbewe- 
gung auf Weltebene folgen und gegebenenfalls nach 
Maßgabe des Kostenanstiegs und zur Berücksichti- 
gung der relativen Entwertung der von den Förder- 
ländern erhobenen Abgaben und Steuern korrigiert 
werden. 

Unter diesen Umständen könnte der Rohölpreis 
1985 auf der Linie der mit den Abkommen von 
Teheran und Tripolis eingeleiteten Entwicklung 
liegen. Berücksichtigt man die voraussichtlichen 
Kostenerhöhungen, dann lägen die Preisrelationen 
zwischen den anderen Energieträgern und den kon- 
kurrierenden Mineralölprodukten in der gleichen 
Größenordnung wie heute, und der mittlere Ener- 
giepreis würde sich weiter am Erdölpreis orien- 
tieren. 

Die Nachfrage würde sich nach dem weiter oben be- 
schriebenen Schema verteilen. Das Ziel für die Kern- 
energie, 100 GWe installierter Leistung 1985, wäre 
erreicht, die Kohleförderung in der Gemeinschaft 
wäre weiter rückläufig - der Kohlebergbau käme 
allerdings nicht ohne staatliche Unterstützung aus -, 
begleitet von einem mäßigen Anstieg der Stein- 
kohleeinfuhren aus Drittländern. Die Erschließung 
der heute bekannten Erdgasvorräte in der Gemein- 
schaft hätte einen konstanten Rhythmus erreicht, 
und es würden nur die Einfuhren durchgeführt, über 
die heute schon Verträge oder Absichtserklärungen 
vorliegen. 

Es wurde bereits gesagt, daß das Erdöl weiterhin 
den Preismaßstab für die konkurrierenden Energie- 
träger liefern würde, bei größenordnungsmäßig 
gleichem Abstand dieser Preise gegenüber diesem 
Orientierungspreis wie heute. Demnach verliefe die 
Entwicklung im gesamten Preissystem wie bei Erdöl, 
d. h. in mäßiger Aufwärtsbewegung. Nimmt man 
aber den Erdölpreis als konstanten Standard zur 
Schätzung der mittleren Kosten der Energieversor- 
gung, dann ergibt sich, daß die Struktur 1985 gün- 
stiger sein könnte als 1970, und zwar einerseits 
wegen der Rückläufigkeit des Kohleanteils und an- 
dererseits wegen des stetig zunehmenden Anteils 
der Kernenergie. 

2. Zweiter Fall: starker Anstieg des Erdölpreises 

Eine andere Möglichkeit ist die, daß die Faktoren 
der „Unelastizität" im Erdölangebot das Überge- 
wicht bekämen, was zu stärkerem Preisanstieg füh- 
ren würde. Das wäre z. B. der Fall, wenn die Ange- 
botsstrukturen bewußt auf Restriktion abgestellt 
wären oder wenn nicht mehr genügend in die Erdöl- 
prospektion investiert würde. 

Eine solche Preiseskalation könnte die Struktur der 
Energienachfrage in der Gemeinschaft tiefgreifend 


verändern, wenn sie so weit ginge, daß sich die 
Preisrelationen zwischen Erdöl und den konkurrie- 
renden Energieträgern verschieben: 

— Im äußersten Falle würde sich der Erdölver- 
brauch im wesentlichen auf Erzeugnisse für spe- 
zifische Verwendungszwecke konzentrieren, d. h. 
vor allem Treibstoffe und den Einsatz als Roh- 
stoff. Der Verbrauch flüssiger Brennstoffe würde 
sich mehr oder weniger auf die Mengen be- 
schränken, die zwangsläufig bei der Raffinierung 
der genannten Erzeugnisse mit spezifischer Ver- 
wendung anfallen. 

Volumen und Struktur der Rohölnachfrage wären 
wesentlich anders als im ersten Falle; 

— für die Kernenergie würden sich günstigere Ent- 
wicklungsaussichten bieten. Sie könnte einen 
größeren Teil des Bedarfs an Elektrizität decken 
und auch zu anderen Verwendungszwecken ein- 
gesetzt werden. 

— einige zur Zeit als nicht kommerzialisierbar gel- 
tende Erdgasvorkommen in der Gemeinschaft 
würden abbauwürdig, und die Kohlenwasser- 
stoffprospektion in der Gemeinschaft (ein- 
schließlich des Gebiets der neuen Mitgliedslän- 
der und des Festlandssockels) würde intensiviert. 
Die Einfuhr von Gas aus dritten Ländern könnte 
ein sehr hohes Niveau erreichen, denn selbst 
für Erdgas in entfernt liegenden Gebieten wären 
die Kosten frei Lieferort niedriger als der Erdöl- 
Referenzpreis ; 

— die Wettbewerbsfähigkeit des Steinkohlenberg- 
baus der Gemeinschaft würde sich verbessern; 
die Mehreinnahmen, die er erzielte, würden zu- 
mindest einen Teil der Förder- oder Absatzbei- 
hilfen überflüssig machen, aber nicht das Ge- 
wicht der Lasten der Vergangenheit aufheben. 
Bei dieser Lage würde die Förderung nicht viel 
über 100 Millionen Tonnen hinausgehen. Ob 
allerdings der unvermeidliche Anstieg der För- 
derkosten nicht die Einnahmeverbesserung kom- 
pensieren würde, steht noch dahin. 

Jedenfalls ließe sich eine Steinkohleförderung in 
der gleichen Größenordnung wie heute nicht 
ohne Subventionierung eines Teils der Produk- 
tion aufrechthalten; 

— der Kohlebedarf dritter Länder könnte bedeu- 
tend ansteigen. Es muß aber auch berücksichtigt 
werden, daß sich das Angebot nur relativ lang- 
sam erweitern könnte und daß Preissteigerungen 
nicht ausbleiben würden, zumal in einer Welt, 
in der das neue Gepräge des Mineralölmarktes 
eine Energiemangellage hervorrufen könnte. 

Dem Anstieg der Erdölpreise sind jedoch auch Gren- 
zen gesetzt. 

Einmal gibt es in Nordamerika große Ölsand- und 
Ölschiefervorkommen, aus denen beträchtliche Men- 
gen Erdöl gewonnen werden könnten. Die Abbau- 
kosten sind bei diesen Sand- und Schiefervorkom- 
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men je Tonne gewonnenes Erdöl etwa doppelt so 
hoch wie der heutige Preis für Rohöl aus dem Mitt- 
leren Orient frei Lieferung USA. Damit liegt aber 
auch schon der Höchstbetrag fest, den das Erdöl 
nicht überschreiten könnte, zumindest für den nicht 
substituierbaren Teil des Verbrauchs (Treibstoffe 
und ein Minimum an damit verbundenen Raffinerie- 
produkten. 

Zum anderen setzt auch die Möglichkeit der Einfuhr 
von Kesselkohle dem Erdölpreisauftrieb eine 
Grenze. Schon jetzt ist eine eingeführte Kesselkohle 
in einigen Ländern der Gemeinschaft zu einem nie- 
drigeren Preis verfügbar als Heizöl einschließlich 
Steuern. 

Die Bremse für den Erdölpreisanstieg, die diese 
beiden potentiellen Konkurrenten (aus Sand und 
Schiefer abgeleitetes Erdöl und importierte Kessel- 
kohle) darstellen, würde sich nicht sofort auswirken. 
Die Investitionen zur Schaffung eines ausreichenden 
Angebots würden Zeit brauchen. 

Sollte jedoch die Hypothese eines starken Erdöl- 
preisanstiegs bei größerer Starrheit des Angebots 
wirklich eintreten, dann würde der Mineralölver- 
brauch sicher sehr bald nicht mehr zunehmen, er 
könnte sogar nach einigen Jahren stark abnehmen, 
wenn sich die Hauptverbraucher anderen Energie- 
trägern zuwenden. Eine solche Entwicklung wäre 
für die Verbraucherländer ebenso ungünstig wie für 
die Erzeugerländer. Die einen wären gezwungen, 
die Energie, die sie unbedingt brauchen, teuer zu 
bezahlen, die anderen wären davon bedroht, einen 
großen Teil ihres Marktes zu verlieren und würden 
sich damit - und vielleicht endgültig - finanzieller 
Mittel berauben, die sie heute benötigen, um ihre 
Wirtschaft in Gang zu bringen. 

D. Sicherheit der Versorgung 

Selbst wenn die zweite Hypothese übertrieben sein 
mag, so unterstreicht sie doch die Risiken, die mit 
den sich heute anbahnenden Strukturwandlungen 
auf dem Welterdölmarkt verbunden sind. Wäre der 
Wettbewerb zwischen Erdöl verschiedener Herkunft 
nicht mehr funktionsfähig, dann könnte es zu schwe- 
ren Störungen auf dem gesamten Energiemarkt, 
wenn nicht in der gesamten Weltwirtschaft kom- 
men. 

Es gibt gute Gründe dafür zu hoffen, daß diese 
Strukturveränderungen sich geordnet vollziehen, 
ohne so schwerwiegende Folgen zu zeitigen. Aber 
solange keine echte Stabilität auf lange Sicht er- 
reicht wird, besteht Grund zur Beunruhigung, da 
diese Veränderungen die Gefahr mehr oder weniger 
starker Spannungen in sich tragen, die bis zur zeit- 
weiligen Unterbrechung der Lieferungen gehen kön- 
nen. Die Erdöllieferanten, oder zumindest einige von 
ihnen, könnten versucht sein, die Konjunktur aus- 
zunutzen, um neue Forderungen geltend zu machen. 

Es geht also um zwei Aspekte beim Problem der 
Versorgungssicherheit, für Erdöl wie für die ande- 
ren eingeführten Energieträger. 


Einmal muß man bei der Aussicht auf einen Markt, 
der weniger anpassungsfähig wird als in der Ver- 
gangenheit, unbedingt eine Flexibilität anstreben, 
die auf lange Sicht wirtschaftlich günstige und mög- 
lichst stabile Versorgungsbedingungen gewährlei- 
stet und auch den legitimen Interessen der Länder 
Rechnung trägt, die über die Bodenschätze verfügen, 
aus denen sich das Angebot speist. Es wäre daher 
darauf hinzuwirken, daß die Situation 1985 dem im 
Abschnitt C 1 untersuchten Fall möglichst nahe 
kommt. 

Zum anderen müssen ausreichende und regelmäßige 
Lieferungen garantiert sein, gleichviel wie im übri- 
gen die Marktstruktur sein mag. Verschiedene Maß- 
nahmen sind denkbar, um die Gefahr von Unter- 
brechungen in der Belieferung zu reduzieren oder 
deren Wirkungen zu begrenzen: Diversifizierung 
der Versorgungsquellen, Anlage von Sicherheitsvor- 
räten, Bereithaltung von Produktions- und Trans- 
portreserven usw. In diesem Sinne sind auf jeden 
Fall ständig Vorsorgemaßnahmen zu treffen, so- 
lange der Markt nicht genügend stabil ist. Die Auf- 
wendungen dafür müssen als Kostenbestandteil bei 
eingeführter Energie angesehen werden und in an- 
gemessenem Verhältnis zu den Risiken stehen. 

KAPITEL 4 

Die Aktionsmittel 

Die Sicherheit der langfristigen Versorgung könnte 
durch die Anwendung verschiedener Mittel ver- 
bessert werden, unter denen eine geeignete Aus- 
wahl zu treffen ist: 

— Eine rationellere Nutzung der Energie würde auf 
jeden Fall die Nachfrage vermindern und damit 
dem zunehmenden Druck auf den Markt bei 
weltweitem Bedarfsanstieg entgegenwirken. Bei 
einigen Verwendungsgruppen begrenzen jedoch 
technische Erfordernisse die möglichen Verbesse- 
rungen auf ein geringes Maß. Im übrigen stellt 
sich die Frage, welche Maßnahmen zu wählen 
sind als Anreiz für einen rationelleren Einsatz 
der Energie, ohne daß der Verbraucher in seiner 
Freiheit, sich die Energie zu beschaffen, die sei- 
nen Anforderungen am besten entspricht, be- 
schnitten wird. 

Die Lagerung von Primärenergie kann die un- 
mittelbaren Auswirkungen zeitweiliger Unter- 
brechungen in der Erdölversorgung auffangen; 
darüber hinaus könnte sie bis zu einem gewis- 
sen Grade zur Entspannung auf längere Sicht 
beitragen. Sind große Lagerbestände vorhanden, 
dann könnte man z. B. bewußt und auf längere 
Zeit den Ausfall einzelner Lieferungen hinneh- 
men, für die plötzlich sehr harte Preisforderun- 
gen gestellt würden. 

Die Lagerung von Erdöl für einen zusätzlichen 
Monatsverbrauch bedeutet eine Belastung von 
0,2 bis 0,3 $ je Tonne Verbrauch, was nicht viel 
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ist, gemessen an den Preiserhöhungen, die zu be- 
fürchten wären. 

Eine wesentliche Aufstockung der Bestände über 
das von der Kommission für 1975 vorgeschla- 
gene Vorratsziel von 90 Tagen Verbrauch hinaus 
würde jedoch längere Zeit in Anspruch nehmen, 
je nachdem, wie hoch die dafür notwendigen 
Investitionen sind und ob die benötigten Erdöl- 
mengen zu günstigen Bedingungen bezogen wer- 
den können. 

— Die Diversifizierung der Bezugsquellen wirkt 
sich nicht nur zugunsten der Sicherheit der Ver- 
sorgung auf kurze Sicht aus, da sie mehr Ersatz- 
lösungen schafft, sondern auch im Sinne der 
langfristigen Sicherheit durch Begrenzung der 
Möglichkeit für manche Erzeuger, sich eine be- 
herrschende Stellung zu verschaffen. 

Darum wird die Förderung aus der Nordsee, 
auch wenn sie nach den heute bekannten An- 
gaben relativ begrenzt ist (100 bis 150 Mio. 
jato um 1985) den Anteil des „sicheren" Erdöls 
in der Versorgung nicht unwesentlich erhöhen. 

— Die Höhe der für Wärmezwecke verfügbaren 
Steinkohlenförderung der Gemeinschaft wird an- 
gesichts des erwarteten Anstiegs bei den Kosten- 
faktoren, vor allem bei den Lohnkosten, im we- 
sentlichen vom Umfang der staatlichen Unter- 
stützung abhängen. Genaue Orientierungen auf 
diesem Gebiet würden den Verbrauchern, vor 
allem den Stromerzeugern, die Möglichkeit ge- 
ben, ihre Ausrüstungs- und Versorgungspolitik 
darauf einzustellen. Aber wenn nicht eine grund- 
legende Änderung in den Preisrelationen zur Re- 
ferenzenergie eintritt - was man ja gerade zu ver- 
meiden sucht -, dann ist nicht damit zu rechnen, 
daß sich das Fördervolumen auf lange Sicht auf 
dem derzeitigen Stand hält. Angesichts ihrer be- 
sonderen Merkmale könnte die Kohleproduktion 
nur begrenzt zur langfristigen Sicherheit der Ver- 
sorgung der Kraftwerke beitragen. 

— Die Einfuhr von Kesselkohle weist bisher nur be- 
grenzten Umfang auf, obwohl die Weltreserven 
sehr reichlich sind und eine Reihe von Ländern 
Kesselkohle nach Europa ausführen könnte. Bei 
den hohen Transportkosten ist diese Kohle je- 
doch nicht wettbewerbsfähig gegenüber dem 
Mineralöl und dem Erdgas. 

Dies könnte sich jedoch ändern mit dem Ent- 
stehen neuer Produktions- und Transportanlagen 
in den Erzeugerländern, sofern die Produktion- 
und Transportkostensteigerungen nicht den Erd- 
ölpreisanstieg übertreffen. Durch eine gezielte 
Politik könnte die Erdölnachfrage über die Ver- 
stromung zusätzlich eingeführter Mengen Kessel- 
kohle entlastet werden. 

— Die Erdgasproduktion der Gemeinschaft trägt 
zweifellos zur Verringerung der Abhängigkeit 
vom Erdöl bei, doch wird man in Zukunft mehr 
auf die Erhaltung der Reserven bedacht sein 


müssen und - bei sonst gleichbleibenden Bedin- 
gungen - nur einen begrenzten Ausbau der För- 
derung aus den bekannten einheimischen Lager- 
stätten in Betracht ziehen dürfen. Hinzu kommt 
gegebenenfalls noch die Förderung aus der Nord- 
see, die wahrscheinlich zum größten Teil an die 
neuen Mitglieder der Gemeinschaft gehen wird, 
über diese Perspektiven hinaus könnte jedoch 
der Anteil der einheimischen Gaserzeugung u. U. 
durch eine verstärkte Suche nach Lagerstätten in 
der Gemeinschaft erhöht werden. 

Große Mengen Erdgas stehen in der Sowjet- 
union, in Nordafrika und im mittleren Orient 
zur Verfügung. Die Importeure der Gemeinschaft 
haben bereits Verträge über Lieferungen aus der 
Sowjetunion und Nordafrika abgeschlossen-, 
diese beiden Gebiete werden in den nächsten 
Jahren ihr Erdgas in noch weiter entfernt ge- 
legene Länder wie Japan und die Vereinigten 
Staaten exportieren. 

Bei stärkerer Inanspruchnahme dieser ausländi- 
schen Versorgungsquellen wären beträchtliche 
Investitionen an Verarbeitungs- und Transport- 
anlagen notwendig (Verflüssigungsanlagen, 
Schiffe, Pipelines usw.). 

Die Substitution von Erdöl durch Erdgaseinfuh- 
ren aus Drittländern würde die globale Abhän- 
gigkeit von Energieeinfuhren kaum vermindern, 
sie würde aber den Vorteil einer breiteren geo- 
graphischen Streuung der Versorgungsquellen 
bieten. 

— Für die Kernindustrie gilt für 1985 der Ausbau 
der installierten elektrischen Leistung auf insge- 
samt 100 GWe als Ziel. Eine merkliche Über- 
schreitung dieses Ziels würde ab 1980 eine Ver- 
ringerung des Heizöleinsatzes für die Stromer- 
zeugung ermöglichen. Diese Beschleunigung des 
Programms zum Ausbau des Kernkraftwerks- 
parks würde von einem Mitreißeffekt begleitet 
sein, der dann eine noch schnellere Abnahme des 
Erdölbedarfs nach sich ziehen würde. 

Der Entwicklungsrhythmus der Atomstromerzeu- 
gung hängt auf jeden Fall davon ab, in welchem 
Ausmaß bestimmte Bedingungen erfüllt werden: 

— Öffnung der Märkte, Umstrukturierung der Re- 
aktorindustrie, Harmonisierung der Normen, 
Konstruktionskriterien und -Codes. 

— Beschleunigung der Genehmigungsverfahren für 
den Bau und den Betrieb der Kraftwerke. 

— Reservierung geeigneter Standorte, Ausbau des 
Verbundsbetriebs zur gemeinschaftlichen Nut- 
zung der Leistungsreserven. 

— Garantie der Brennstoffverfügbarkeit, insbeson- 
dere für angereichertes Uran, für das die gegen- 
wärtigen Planungen zur Sicherstellung der Ver- 
sorgung auf das obenerwähnte Minimalziel auf- 
bauen. 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Festlegung einer gemeinsamen Regelung 
für die Einfuhren von Kohlenwasserstoffen aus dritten Ländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 
des Rates vom 25. Mai 1970 zur Festlegung einer ge- 
meinsamen Regelung für die Einfuhr aus dritten 
Ländern 1 ), insbesondere auf ihren Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Festlegung einer gemeinschaftlichen Energie- 
politik gehört zu den Zielen, die sich die Gemein- 
schaften gesetzt haben, und es ist Aufgabe der Kom- 
mission, die zu diesem Zweck zu treffenden Maß- 
nahmen vorzuschlagen. 

Die sichere Versorgung zu relativ stabilen und 
möglichst niedrigen Preisen ist ein wesentliches Ziel 
der Energiepolitik. 

Der größte Teil der Kohlenwasserstoffe wird aus 
Drittländern eingeführt, und die Regelmäßigkeit 
dieser Lieferungen zu annehmbaren Bedingungen 
ist für die Versorgungssicherheit der Gemeinschaft 
von wesentlicher Bedeutung. 

Die Einfuhren von Kohlenwasserstoffen müssen 
möglichst frei erfolgen können; dies wird durch die 
Liberalisierung der Einfuhren am besten gewähr- 
leistet. 

Durch die Aufnahme der Kohlenwasserstoffe in 
die in Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 
enthaltene Liste kann keine Lage entstehen, die die 
Anwendung von Schutzmaßnahmen rechtfertigte. 

Es ist infolgedessen angebracht, die Kohlenwas- 
serstoffe in die genannte Liste aufzunehmen. 

Wenn jedoch die Bedingungen bestimmter Ver- 
sorgungsströme den Erfordernissen der Versor- 
gungssicherheit nicht mehr entsprechen, muß die 
Gemeinschaft in der Lage sein, dieser Situation 
durch die Anwendung von überwachungs- und/oder 
Schutzmaßnahmen abzuhelfen. 

Die Beurteilung der Versorgungslage der Ge- 
meinschaft wird der Kommission bereits durch die 
Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1055/72 des 


Rates vom 18. Mai 1972 über die Mitteilung der 
Einfuhr von Kohlenwasserstoffen an die Kommis- 
sion 2 ) ermöglicht. 

Dieser Umstand ist bei der Durchführung des 
Informations- und des Überwachungsverfahrens 
nach der Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 in ange- 
messener Weise berücksichtigen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführten 
Waren werden in die in Anhang I der Verordnung 
(EWG) Nr. 1025/70 enthaltene Liste aufgenommen. 

Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 ist auf die im 
Anhang zur vorliegenden Verordnung genannten 
Waren nach Maßgabe folgender besonderer Bestim- 
mungen anwendbar: 

a) das in Titel II der Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 
vorgesehene Informations- und Konsultations- 
verfahren und das in Titel III der genannten 
Verordnung vorgesehene Uberwachungsverfah- 
ren werden unter angemessener Berücksichti- 
gung der Informationen durchgeführt, über die 
die Kommission auf Grund der Verordnung 
(EWG) Nr. 1055/72 verfügt, 

b) die in den Artikeln 7, 10, 11 und 12 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1025/70 vorgesehenen über- 
wachungs- und Schutzmaßnahmen können hin- 
sichtlich der in der Anlage aufgeführten Erzeug- 
nisse nicht nur aus den in diesen Bestimmungen 
vorgesehenen Gründen, sondern auch dann er- 
griffen werden, wenn die Sicherheit der Versor- 
gung der Gemeinschaft dies rechtfertigt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124/6 
vom 8. Juni 1970 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120/3 
vom 25. Mai 1372 
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ANHANG 


27.09 Erdöl und öl aus bituminösen Mineralien, roh 

27.10 Erdöl und öl aus bituminösen Mineralien, ausgenommen rohe öle; 
Zubereitungen mit einem Gehalt an Erdöl oder öl aus bituminösen 
Mineralien von 70° Gewichtshundertteilen oder mehr, in denen diese 
öle den Charakter der Waren bestimmen, anderweitig weder ge- 
nannt noch inbegriffen 

27.11 Erdgas und andere gasförmige Kohlenwasserstoffe 

27.12 Vaselin 

27.13 Paraffin, Erdölwachs, Wachs aus bituminösen Mineralien, Ozokerit, 

Montanwachs, Torfwachs, paraffinische Rückstände (z. B. Gatsch, lack 
wax), auch gefärbt 

27.14 Bitumen, Petrolkoks und andere Rückstände aus Erdöl oder Öl aus 
bituminösen Mineralien 
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Begründung 


1. Die Ausarbeitung und Festlegung einer Einfuhr- 
politik, die nach Möglichkeit die Erfordernisse 
der Sicherheit mit denen möglichst geringer 
Kosten in Einklang bringt, ist wesentlicher Be- 
standteil einer Versorgungspolitik auf dem Ge- 
biet der Kohlenwasserstoffe. 

Die Einfuhren müssen dem Streben nach optima- 
ler Streuung der Versorgungsquellen entspre- 
chen, zugleich aber auch dem Interesse an der 
Entwicklung stabiler Beziehungen zu den Dritt- 
ländern, aus denen die Gemeinschaft ihr Mineral- 
öl bezieht. 

2. Aufgrund der Verordnung des Rates über die 
Mitteilung der Einfuhr von Kohlenwasserstoffen 
an die Kommission 3 ) wird die Kommission über 
Menge und Ursprung der Einfuhren des voran- 
gegangenen Kalenderhalbjahres, nach Unterneh- 
men aufgeschlüsselt, sowie über die voraussicht- 
lichen Einfuhren je Mitgliedstaat im folgenden 
Jahr unterrichtet; unter Umständen werden auch 
nach Unternehmen aufgeschlüsselte Voraus- 
schätzungen zur Verfügung stehen. Damit kann 
die Kommission die Versorgungslage der Ge- 
meinschaft beurteilen. Auf dieser Grundlage 
wird sie einen Meinungsaustausch mit den Mit- 
gliedstaaten in die Wege leiten. 

3. Eine gemeinsame Versorgungspolitik muß sich 

auch auf handelspolitische Mittel stützen, um 
nach und nach die ihr noch fehlende Wirksam- 
keit und Kohärenz auf der Ebene der Gemein- 
schaft zu gewinnen. 


Einerseits sollen sich die verschiedenen Versor- 
gungsmöglichkeiten möglichst frei entfalten kön- 
nen. 

Es kann sich jedoch andererseits auch als not- 
wendig erweisen, Schutzmaßnahmen auf Gemein- 
schaftsebene zu ergreifen, um die Versorgungs- 
sicherheit zu gewährleisten. 

Es wird daher vorgeschlagen, die Einfuhr von 
Kohlenwasserstoffen zu liberalisieren und über- 
wachungs- und/oder Schutzmaßnahmen vorzu- 
sehen, die angewandt werden können, wenn die 
Versorgungslage es rechtfertigt. 

Zu diesem Zweck sollen die Kohlenwasserstoffe 
in den Anwendungsbereich der Verordnung 
(EWG) Nr. 1025/70 des Rates vom 25. Mai 1970 
zur Festlegung einer gemeinsamen Regelung für 
die Einfuhr aus dritten Ländern 4 ) einbezogen 
werden. 

Um den Zielen der Mineralölversorgungspolitik 
Rechnung zu tragen, sind gewisse besondere 
Vorschriften hinsichtlich der Voraussetzungen 
und Modalitäten der Anwendung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1025/70 auf Kohlenwasserstoffe 
vorzusehen. 


3) Verordnung (EWG) Nr. 1055/72 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 120/3 vom 25. Mai 
1972) 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124/6 
vom 8. Juni 1970 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates über grenzüberschreitende öl- und 
Gasrohrleitungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Festlegung einer gemeinschaftlichen Energie- 
politik gehört zu den Zielen, die sich die Gemein- 
schaften gesetzt haben. 

Zu ihrer Erreichung müssen bestimmte Maßnah- 
men auf dem Gebiet des Erdöl- und Erdgastrans- 
ports getroffen werden, die ihrer Art nach unter die 
gemeinsame Verkehrspolitik fallen. 

Der Aufbau eines integrierten Netzes von öl- 
und Gasrohrleitungen erfordert bestimmte gemein- 
same Regeln, die auf den grenzüberschreitenden 
Transport mit öl- und Gasrohrleitungen aus oder 
nach einem Mitgliedstaat oder durch einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten anwendbar sind. 

Der Aufbau eines integrierten Netzes von öl- und 
Gasrohrleitungen erleichtert den internationalen 
Transport von Erdöl und Erdgas und ist deshalb für 
die Gemeinschaft von großem wirtschaftlichen Inter- 
esse. 

Die grenzüberschreitenden Öl- und Gasrohrleitun- 
gen tragen zum Ausbau des Verkehrs und des Aus- 
tauschs zwischen Mitgliedstaaten und unter Um- 
ständen zur Entwicklung eines oder mehrerer Ge- 
biete der Gemeinschaft bei. 

Die Sicherheit der Versorgung der Gemeinschaft 
zu verhältnismäßig beständigen und möglichst nie- 
drigen Preisen ist eines der Ziele der gemeinschaft- 
lichen Energiepolitik. 

Das einwandfreie Funktionieren des Marktes für 
Erdöl- und Erdgastransporte setzt voraus, daß die 
grenzüberschreitenden Rohrleitungen, soweit mög- 
lich, Dritten zu nichtdiskriminierenden Preisen und 
Bedingungen zur Verfügung gestellt werden. 

Hierzu muß der Rat befugt sein, bestimmten 
grenzüberschreitenden Rohrleitungen gemeinschaft- 
liches Interesse zuzuerkennen. 


Es obliegt der Kommission, hierfür unter Berück- 
sichtigung der Auskünfte über die Investitionen für 
den Erdöl- und Erdgastransport, die ihr gemäß der 
Verordnung (EWG) Nr. 1056/72 mitgeteilt werden, 
entsprechende Vorschläge zu unterbreiten - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

öl- und Gasrohrfernleitungen, die den im Anhang 
zur Verordnung (EWG) Nr. 1056/72 des Rates vom 
18. Mai 1972 x ) genannten Kriterien entsprechen und 
die auf dem Hoheitsgebiet mindestens zweier Mit- 
gliedstaaten verlaufen, können durch Beschluß des 
Rates, der mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission gefaßt wird, zu Anlagen von ge- 
meinsamem europäischen Interesse erklärt werden. 


Artikel 2 

1. Personen oder Unternehmen, die öl- oder Gas- 
rohrfernleitungen von gemeinsamem euro- 
päischen Interesse im Sinne von Artikel 1 be- 
treiben, haben den Transport in diesen Rohr- 
fernleitungen für Rechnung Dritter zu nichtdis- 
kriminierenden Preisen und Bedingungen durch- 
zuführen, wenn die Kapazität der Rohrfernlei- 
tung und die Art der beförderten Erzeugnisse es 
gestatten. 

2. Diese Personen oder Unternehmen erteilen der 
Kommission auf deren Verlangen alle zweck- 
dienlichen Auskünfte, nach denen beurteilt wer- 
den kann, ob die Verpflichtung gemäß Ziffer 1 
erfüllt ist. Die mitgeteilten Angaben haben ver- 
traulichen Charakter. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt einen Monat nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


q Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 
vom 25. Mai 1972 


33 



Drucksache 7/281 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Begründung 


1. Sowohl für Erdöl wie für Erdgas ist die vorteil- 
hafteste Art der Beförderung über weite Ent- 
fernungen die Benutzung von Rohrleitungen. In 
der Gemeinschaft sind bereits zahlreiche öl- und 
Gasrohrleitungen vorhanden, sie müssen jedoch 
in den nächsten Jahren beträchtlich ausgebaut 
werden, um der Entwicklung des Verbrauchs 
und des innergemeinschaftlichen Austauschs ge- 
recht zu werden. So entsteht zur Zeit innerhalb 
der Gemeinschaft ein weitgehend integriertes 
Netz von Öl- und Gasrohrleitungen. Dieses Netz 
entspricht den Zielen einer Gemeinschaftspolitik 
für die Kohlenwasserstoffversorgung, die darin 
bestehen, die Sicherheit der Versorgung und 
gleichzeitig für die Verbraucher in der Gemein- 
schaft die wirtschaftlich günstigsten Liefermög- 
lichkeiten zu gewährleisten. 

2. Es liegt im Interesse der Gemeinschaft, daß beim 
Ausbau dieses Netzes eine unter Wettbewerbs- 
gesichtspunkten ausreichende Zahl von Unter- 
nehmen verschiedener Größe für den Transport 
von Kohlenwasserstoffen bestehen bleibt. Hier- 
zu wäre es wünschenswert, daß alle an der Ver- 
sorgung des Marktes beteiligten Unternehmen 
gleichen Zugang zu diesen Rohrleitungen haben; 
das würde vor allem voraussetzen, daß die be- 
treffenden Unternehmen verpflichtet sind, den 
Transport für Rechnung Dritter zu nichtdiskri- 
minierenden Preisen und Bedingungen durchzu- 
führen. 


3. Diese Verpflichtung ist nur in einigen Mitglied- 
staaten gesetzlich vorgesehen. Zur Erreichung 
der Ziele der gemeinschaftlichen Energiepolitik 
auf dem Gebiet der Erdöl- und Erdgasrohrlei- 
tungen müssen gemeinsame Regeln angenommen 
werden, die auf den Transport mit öl- und Gas- 
rohrleitungen aus oder nach einem Mitglied- 
staat oder durch das Gebiet eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten anwendbar sind. Derartige Maß- 
nahmen fallen grundsätzlich unter die gemein- 
same Verkehrspolitik, bei der bisher der Trans- 
port mit Rohrleitungen nicht berücksichtigt 
wurde, deren Ziel es jedoch sein muß, stufen- 
weise ein globales Transportsystem zu verwirk- 
lichen, das allen Erfordernissen des Verkehrs- 
marktes gerecht wird. 

4. Es wird vorgeschlagen, daß der Rat durch Be- 
schluß auf Vorschlag der Kommission Fall für 
Fall das gemeinschaftliche Interesse bestimmter 
Rohrleitungen anerkennt; die betreffenden Un- 
ternehmen würden verpflichtet, für Rechnung 
Dritter zu nichtdiskriminierenden Preisen und 
Bedingungen zu transportieren. 

5. Diese Regelung würde außerdem den Austausch 
zwischen den Ländern im Falle von Versorgungs- 
schwierigkeiten erleichtern, die nur einen Teil 
der Gemeinschaft betreffen; dies wäre zugleich 
Ausdruck der größeren Solidarität, die die Mit- 
gliedstaaten in ihrer Energieversorgung mitein- 
ander verbindet. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates über Maßnahmen zur Abschwächung der 
Auswirkungen von Schwierigkeiten bei der Versorgung mit Kohlenwasserstoffen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Festlegung einer gemeinsamen Energiepolitik 
gehört zu den Zielen, die sich die Gemeinschaften 
gesetzt haben. 

In der Energieversorgung der Gemeinschaft 
nimmt die Einfuhr von Rohöl und Mineralölproduk- 
ten immer größeren Raum ein; jede - auch nur mo- 
mentane - Schwierigkeit, die die Belieferung mit 
diesen Erzeugnissen aus dritten Ländern ein- 
schränkt, könnte schwere Störungen in der Wirt- 
schaftstätigkeit der Gemeinschaft verursachen. Es ist 
daher wichtig, daß die schädlichen Auswirkungen 
eines solchen möglichen Falles ausgeglichen oder 
zumindest abgeschwächt werden können. 

Versorgungsschwierigkeiten können ganz uner- 
wartet eintreten; es ist daher unerläßlich, schon 
jetzt die notwendigen Mittel zu schaffen. 

Daher sollten alle Mitgliedstaaten über die er- 
forderlichen Befugnisse verfügen, um gegebenen- 
falls unverzüglich in Übereinstimmung mit den ma- 
teriellen und den Verfahrensregeln des Vertrages, 
insbesondere seines Artikels 103, geeignete Maß- 
nahmen ergreifen zu können. 

Eine gewisse Übereinstimmung dieser Befugnisse 
ist notwendig, um die Koordinierung der einzel- 
staatlichen Maßnahmen im Rahmen der Konsulta- 
tion auf Gemeinschaftsebene zu erleichtern. 

Es ist im übrigen zweckmäßig, unverzüglich ein 
Konsultationsorgan zu schaffen, das geeignet ist, die 
Koordinierung von konkreten Maßnahmen, die die 
Mitgliedstaaten unter Umständen zu treffen haben, 
zu erleichtern - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Vorkehrun- 
gen, um folgende Maßnahmen zur Abschwächung 
der Auswirkungen von Schwierigkeiten in der Ver- 
sorgung mit Kohlenwasserstoffen treffen zu können: 

— Entnahmen aus den Sicherheitsvorräten gemäß 
Richtlinie des Rates 68/414 *), 

— Zuteilung dieser Vorratsmengen an die Ver- 
braucher, 

— Verpflichtung der Mineralölunternehmen zur 
vorrangigen Belieferung bestimmter Verbrau- 
chergruppen, 

— spezifische oder globale Einschränkungen des 
Verbrauchs entsprechend den erwarteten Fehl- 
mengen in der Versorgung, 

— Preisvorschriften zur Ausschaltung spekulativer 
Preiserhöhungen. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten benennen ständige Verwal- 
tungsorgane zur Durchführung der in Ausübung der 
Rechte nach Artikel 1 zu treffenden Maßnahmen. 

Artikel 3 

1. Treten in der Versorgung der Gemeinschaft oder 
eines Mitgliedstaates mit Kohlenwasserstoffen 
Schwierigkeiten auf, so beruft die Kommission 
auf Antrag eines Mitgliedstaates oder von sich 
aus eine Gruppe Sachverständiger ein, deren 
namentliche Zusammensetzung im voraus fest- 
gelegt wird und in der sie den Vorsitz führt. 

2. Diese Gruppe führt die notwendigen Konsulta- 
tionen durch, um die Koordinierung der vorge- 
sehenen Maßnahmen zu erleichtern. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission: 

— - die bereits vor dem Inkrafttreten dieser Richt- 
linie erlassenen Vorschriften, die den Zielen 
der Richtlinie entsprechen, 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften, die sie gemäß dieser Richtlinie 
zu erlassen beabsichtigen. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 308/ 
14 vom 23. Dezember 1968 
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2. Die •Kommission äußert sich innerhalb von drei 
Monaten zur Frage der Übereinstimmung der auf 
Grund von Ziffer 1 getroffenen Bestimmungen 
mit dieser Richtlinie. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1, Punkt 2 festgelegten Gesetze, Ver- 
ordnungen und Verwaltungsmaßnahmen sofort 
nach deren Annahme mit. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
Bezeichnung und den Auftrag des Verwaltungs- 
organs nach Artikel 2 mit, das mit der Durch- 
führung der zu treffenden Maßnahmen beantragt 
werden wird. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser 
Richtlinie binnen eines Jahres nach ihrer Bekannt- 
gabe nachzukommen. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


1. Die Energieversorgung der Gemeinschaft wird 
gekennzeichnet durch den hohen Anteil des 
Mineralöls an der Deckung des Bedarfs und 
durch die starke Einfuhrabhängigkeit; die Ge- 
meinschaft muß über 65 v. H. ihrer Energie ein- 
führen. 

Abgesehen von den industriellen Risiken, wel- 
che die Unternehmen in der Regel zu bewältigen 
imstande sein müssen, muß die Gemeinschaft 
sich gegen die schädlichsten Folgen wappnen, 
die Unterbrechungen in bestimmten Versor- 
gungsströmen für ihre Wirtschaft haben können. 

2. Für die Erhöhung der Versorgungssicherheit 
kommen verschiedene Wege in Betracht: breite 
geographische Streuung der Bezugsquellen für 
Kohlenwasserstoffe durch eine aktive Einfuhr- 
politik, beschleunigte Entwicklung anderer Ener- 
gieträger wie z. B. der Kernenergie, Förderung 
der Aufsuchung und Gewinnung von Kohlen- 
wasserstoffen in den sichersten Gebieten, Er- 
höhung der Sicherheitsvorräte, usw. 

Es kann jedoch sein, daß es sich bei einer be- 
sonders schweren Krise nicht umgehen läßt, den 
Verbrauch einzuschränken. Dann wäre ein staat- 
liches Eingreifen unerläßlich, um die Auswirkun- 
gen der Krise zu mildern und eine möglichst ge- 
rechte Verteilung des verfügbaren Aufkommens 
sicherzustellen. 


3. Es ist daher notwendig, daß alle Mitgliedstaaten 
über die erforderlichen Befugnisse zum Erlaß 
entsprechender Maßnahmen verfügen. Die Aus- 
übung dieser Befugnisse kann jedoch auch Pro- 
bleme für das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes aufwerfen, wenn diese Maßnahmen 
nach Art und Anwendungszeitpunkt von Land 
zu Land sehr unterschiedlich sind. Es wäre daher 
wichtig, daß die Befugnisse der einzelnen Staa- 
ten eine gewisse Übereinstimmung aufweisen 
und möglichst einheitliche Maßnahmen vorsehen. 

4. Es ist festzustellen, daß die Rechte, mit denen 
sich die Mitgliedstaaten auszustatten haben, nur 
im Falle von Versorgungsschwierigkeiten aus- 
geübt werden dürfen, und daß die unter Um- 
ständen zu treffenden Maßnahmen die materiel- 
len und Verfahrensbestimmungen des Vertrages 
und insbesondere seines Artikels 103 zu beach- 
ten haben. 

5. Es wird daher vorgeschlagen, daß die Mitglied- 
staaten im Wege einer Richtlinie gemäß Arti- 
kel 103 verpflichtet werden, sich mit den erfor- 
derlichen Befugnissen auszustatten, um notfalls 
in die Versorgungsbedingungen des Marktes ein- 
greifen zu können. Um die Koordinierung der zu 
ergreifenden Maßnahmen auf Gemeinschafts- 
ebene zu erleichtern, muß des weiteren ein Kon- 
sultationsorgan zwischen den Mitgliedstaaten 
und der Kommission geschaffen werden. 
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